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1 Einleitung  
Gemäß § 16 WindSeeG ermittelt für Windener-
gieanlagen auf See, die ab dem 1. Januar 2026 
in Betrieb genommen werden, die Bundesnetza-
gentur (im folgenden BNetzA) ab dem Jahr 2021 
den Adressaten und die Höhe der Förderung 
nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
mittels Ausschreibung, die sich auf eine im Flä-
chenentwicklungplan vom 18.12.2020 
(FEP 2020) festgelegte und anschließend vor-
untersuchte Fläche bezieht. Als Grundlage für 
diese Ausschreibung wird gemäß § 12 Abs. 5 
S. 1 WindSeeG die Eignung der Fläche und die 
auf ihr zu installierende Leistung mittels Rechts-
verordnung festgestellt. Grundlage für die Fest-
stellung der Eignung mittels Rechtsverordnung 
ist gemäß § 12 Abs. 4 und 5 die Eignungsprü-
fung. Gemäß § 10 Abs. 2 WindSeeG ist die Eig-
nung gegeben, wenn der Errichtung und dem 
Betreib von Windenergieanlagen auf See auf der 
gegenständlichen Fläche die Kriterien und Be-
lange nicht entgegenstehen, die im Rahmen der 
Aufstellung des FEP und im Rahmen der Plan-
feststellung für Windenergieanlagen auf See zu 
prüfen sind. Grundlage für die Feststellung der 
Leistung mittels Rechtsverordnung ist gemäß § 
12 Abs. 4 i.V.m. § 10 Abs. 3 WindSeeG die vor-
herige Bestimmung der Leistung. Die vorlie-
gende Eignungsprüfung und Leistungs-
bestimmung dienen demnach als Grundlage für 

die Eignungs- und Leistungsfeststellung mittels 
Rechtsverordnung für die drei Flächen, die nach 
den Festlegungen des FEP 2020 in den Jahren 
2022 und 2023 für die Ausschreibung durch die 
BNetzA vorgesehen sind.  

Hierbei handelt es sich um die Flächen N-3.5,  
N-3.6 und N-7.2.  

 Fläche N-3.5 
Die Fläche N-3.5 liegt in der deutschen AWZ der 
Nordsee im westlichen Teil des im FEP 2020 
festgelegten Gebiets N-3 (Abbildung 1).  

Sie liegt zwischen den Verkehrstrennungsgebie-
ten „German Bight Western Approach“ und „Ter-
schelling German Bight". Die Mindestwasser-
tiefe beträgt 30 m (LAT).  

Südlich grenzt der bereits errichtete Windpark 
„Nordsee One“ an. Westlich liegt die Fläche N-
3.6. Nordöstlich der Fläche N-3.5 verlaufen die 
in Betrieb befindlichen Anbindungsleitungen 
„BorWin1“ und „BorWin2“ sowie die parallel dazu 
verlaufende Gasrohrleitung „Europipe 1“. 

Die Fläche wird von vier außer Betrieb befindli-
chen Seekabeln gequert. 

Die Entfernung zu der nächstgelegenen Insel 
Norderney südlich der Fläche beträgt etwa 30-
40 km.
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Abbildung 1: Übersicht der Lage der Fläche N-3.5 (ETRS 89, UTM 32N) in der deutschen AWZ der 
Nordsee (Die Koordinaten werden als zusätzliches Informationsangebot im GeoSea-Portal (Web 

Feature Service des BSH) bereitgestellt; dabei handelt es sich um eine nachrichtliche Darstellung, 

maßgeblich für die Festlegung der Fläche bleibt die Festlegung im FEP.) 
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 Fläche N-3.6 
Die Fläche N-3.6 liegt in der deutschen AWZ der 
Nordsee im westlichen Teil des im FEP 2020 
festgelegten Gebiets N-3 (Abbildung 2).  

Sie liegt zwischen den Verkehrstrennungsgebie-
ten „German Bight Western Approach“ und „Ter-
schelling German Bight". Westlich der Fläche 
liegt ein Vorbehaltsgebiet für Schifffahrt bzw. 
nach dem Entwurf des Raumordnungsplans für 
die AWZ (Stand September 2020) ein Vorrang-
gebiet für Schifffahrt. Die Mindestwassertiefe 
liegt bei 30 m (LAT). 

Südlich grenzt der errichtete Windpark „Nordsee 
One“ an. Östlich liegt die Fläche N-3.5. Nordöst-
lich der Fläche verlaufen die in Betrieb befindli-
chen Anbindungsleitungen „BorWin1“ und „Bor-
Win2“ sowie die Gasrohrleitung „Europipe 1“. 

Die Fläche wird von vier außer Betrieb befindli-
chen Seekabeln gequert. 

Die Entfernung zu den nächstgelegenen Inseln 
Norderney und Juist südlich der Fläche beträgt 
etwa 30-40 km. 

 

 

 
Abbildung 2: Übersicht der Lage der Fläche N-3.6 (ETRS 89, UTM 32N) in der deutschen AWZ der 
Nordsee (Die Koordinaten werden als zusätzliches Informationsangebot im GeoSea-Portal (Web 

Feature Service des BSH) bereitgestellt; dabei handelt es sich um eine nachrichtliche Darstellung, 

maßgeblich für die Festlegung der Fläche bleibt die Festlegung im FEP.) 
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 Fläche N-7.2 
Die Fläche N-7.2 liegt in der deutschen AWZ der 
Nordsee im südlichen Teil des im FEP 2020 fest-
gelegten Gebiets N-7.  

Südlich der Fläche verläuft das Verkehrstren-
nungsgebiet „German Bight Western Approach“. 
Östlich und westlich der Fläche liegen Vorbe-
haltsgebiete für Schifffahrt bzw. nach dem Ent-
wurf des Raumordnungsplans für die AWZ 
(Stand September 2020) Vorranggebiete für 
Schifffahrt. Die Mindestwassertiefe beträgt 35 m 
(LAT).  

Nördlich ist der Windpark „EnBW He dreiht“ ge-
nehmigt. Am nordöstlichen Rand der Fläche ver-
läuft die aktive Erdgasleitung „Norpipe“.  

Die Fläche besteht aus sechs Teilflächen. Von 
Westen nach Osten wird die Fläche durch die im 
FEP 2020 festgelegte Trasse der Anbindungslei-
tung „NOR-6-3“ sowie durch die in Betrieb be-
findlichen Anbindungsleitungen „BorWin 1“ und 
„BorWin 2“ in nördliche und südliche Bereiche 
zerschnitten. Zudem zerschneidet von Südwes-
ten in Richtung Nordosten das aktive Datenka-
bel „Atlantic Crossing 2“ die Fläche. Im östlichen 
Teil wird die Fläche durch das in Betrieb befind-
liche Gleichstrom-Seekabelsystem „NorNed“ 
von Norden nach Süden zerschnitten.  

Die Fläche wird von mindestens zwei außer Be-
trieb befindlichen Seekabeln gequert. 

 

 
Abbildung 3: Übersicht der Lage der Fläche N-7.2 (ETRS 89, UTM 32N) in der deutschen AWZ der 
Nordsee (Die Koordinaten werden als zusätzliches Informationsangebot im GeoSea-Portal (Web 

Feature Service des BSH) bereitgestellt; dabei handelt es sich um eine nachrichtliche Darstellung, 

maßgeblich für die Festlegung der Fläche bleibt die Festlegung im FEP.) 
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2 Zuständigkeit und Verfah-
ren  

 Zuständigkeit 
Gemäß § 12 Abs. 4 WindSeeG prüft die für die 
Voruntersuchung zuständige Stelle die Eignung 
nach § 10 Abs. 2 WindSeeG.  

Zuständige Stelle für die Voruntersuchung ist 
die BNetzA. Sie lässt die Voruntersuchung in 
Einzelfällen oder in gleichartigen Fällen nach 
Maßgabe einer Verwaltungsvereinbarung bei 
Flächen in der AWZ vom BSH im Auftrag wahr-
nehmen, § 11 Abs. 1 WindSeeG.  

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur und das BSH auf der einen Seite 
sowie das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie und die BNetzA auf der anderen Seite 
haben im Rahmen einer Verwaltungsvereinba-
rung im März 2017 festgelegt, dass das BSH in 
Bezug auf sämtliche in Betracht kommenden 
Flächen in der AWZ die Aufgaben der für die 
Voruntersuchung zuständigen Stelle im Sinne 
des WindSeeG wahrnimmt. 

Das BSH ist somit für die Voruntersuchung ein-
schließlich der Prüfung der Eignung einer Flä-
che zuständig.  

 Verfahren 
Die Flächen wurden am 18.12.2020 im FEP 
2020 festgelegt.  

Die Einleitung des Verfahrens zur Voruntersu-
chung der Flächen N-3.5, N-3.6 und N-7.2 auf 
Grundlage des Entwurfs des FEP vom 
26.10.2018 wurde gemäß § 12 Abs. 1 Wind-
SeeG am 01.02.2019 in den Nachrichten für 
Seefahrer (NfS), auf der Internetseite des BSH 
sowie durch Aushang im BSH Standort Ham-
burg und Standort Rostock bekannt gemacht. 
Zudem veröffentlichte das BSH ein Beteiligungs-
dokument zum Gegenstand und Umfang der 
Voruntersuchungen.  

Am 20.03.2019 wurde ein Anhörungstermin 
zur Erörterung von Gegenstand und Umfang der 
Voruntersuchungen entsprechend den Vorga-
ben des § 12 Abs. 2 WindSeeG durchgeführt: In 
der Bekanntmachung wurden Ort, Zeit und Ge-
genstand des Anhörungstermins benannt und 
auf die Möglichkeit der Stellungnahme zum Be-
teiligungsdokument bis zum 04.03.2019 hinge-
wiesen. Den Behörden, deren Aufgabenbereich 
berührt ist, den Trägern öffentlicher Belange und 
den nach § 3 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes 
anerkannten Umweltvereinigungen wurde mit 
Schreiben vom 01.02.2019 das Beteiligungsdo-
kument ebenfalls mit der Möglichkeit zur Stel-
lungnahme übersandt und sie wurden zum An-
hörungstermin geladen. Der Anhörungstermin 
war zugleich Besprechung im Sinn des § 39 
Abs. 4 S. 2 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG). 

Auf Grundlage der Ergebnisse des Anhörungs-
termins wurde gemäß § 12 Abs. 3 WindSeeG 
am 30.08.2019 der Untersuchungsrahmen für 
die Voruntersuchung und Strategische Umwelt-
prüfung der Flächen festgelegt und auf der Inter-
netseite des BSH veröffentlicht. Als zusätzlicher 
Untersuchungsgegenstand wurde die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs festgelegt, da eine 
Fläche nicht für die Errichtung von Windenergie-
anlagen geeignet wäre, wenn dadurch dieser 
Belang gefährdet würde. Zudem stellt das als Er-
gebnis erstellte Fachgutachten eine für die Plan-
feststellung notwendige Unterlage dar und die 
Bereitstellung im Rahmen der Voruntersuchung 
kann das spätere Planfeststellungsverfahren be-
schleunigen. 

Im Rahmen der Eignungsprüfung hat das BSH 
als für die Eignungsprüfung zuständige Stelle 
eine Strategische Umweltprüfung durchzufüh-
ren. 

Gemäß § 35 Abs. 1 S. 1 UVPG ist eine Strategi-
sche Umweltprüfung durchzuführen bei Plänen 
und Programmen, die in der Anlage 5 Nr. 1 auf-
geführt sind. 
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In Anlage 5 zum UVPG Nr. 1.18 sind als SUP-
pflichtige Pläne „Feststellungen der Eignung ei-
ner Fläche und der installierbaren Leistung auf 
der Fläche nach § 12 A Abs. 5 Windenergie-auf-
See-Gesetz“ genannt. 

Gemäß § 33 UVPG ist die strategische Umwelt-
prüfung (SUP) „unselbständiger Teil behördli-
cher Verfahren zur Aufstellung oder Änderung 
von Plänen und Programmen.“ 

Gemäß § 12 Abs. 5 WindSeeG werden das Er-
gebnis der Eignungsprüfung und die zu installie-
rende Leistung durch Rechtsverordnung festge-
stellt, wenn die Eignungsprüfung ergibt, dass die 
Fläche zur Ausschreibung nach Teil 3 Ab-
schnitt 2 geeignet ist.  

Die Rechtsverordnung ist damit der formelle Akt 
zur Feststellung des Plans. Das eigentliche Ver-
fahren zur Aufstellung ist die Eignungsprüfung, 
in deren Rahmen u. a. geprüft werden muss, ob 
eine Gefährdung der Meeresumwelt vorliegt. Für 
diese Prüfung bildet die SUP die Grundlage. 

Die Umweltberichte für die Flächen N-3.5, N-3.6 
und N-7.2, der Entwurf der Eignungsfeststellung 
und die Eignungsprüfung wurden mit Schreiben 
vom […] den Behörden, deren umwelt- und ge-
sundheitsbezogener Aufgabenbereich durch 
den Plan oder das Programm berührt wird sowie 
weiteren Behörden mit der Gelegenheit zur Stel-
lungnahme bis zum […] übersandt und zu einem 
Termin zur Erörterung dieser Dokumente einge-
laden, § 41 UVPG.  

Zudem lagen die Unterlagen ab dem […] bis zum 
[…], somit für die Dauer eines Monats im BSH 
am Standort Rostock und am Standort Hamburg 
öffentlich aus. Die Auslegung des Planentwurfs 
inklusive Eignungsprüfung und der Umweltbe-
richte wurde am […] gemäß den Vorgaben des 
§ 73 WindSeeG in den NfS, auf der Homepage 
des BSH sowie durch Aushang im BSH Rostock 
und Hamburg öffentlich bekannt gemacht. In der 
Bekanntmachung wurde auf den Erörterungster-
min, auf die Möglichkeit zur Stellungnahme bin-

nen eines Monats nach Ende der Auslegungs-
frist, hier bis zum […] sowie auf den Äußerungs-
ausschluss nach Ablauf der Frist hingewiesen, 
§ 42 UVPG.  

Am […] hat das BSH bekanntgemacht, dass der 
Termin am […] als Onlinekonferenz durchge-
führt wird. Zusätzlich wurde die Auslegung von 
weiteren entscheidungserheblichen Informatio-
nen bekanntgemacht und die Möglichkeit zur 
Stellungnahme bis zum […] eingeräumt. 

Am […] fand der Erörterungstermin statt. 

Am […] wurde die Auslegung von weiteren ent-
scheidungserheblichen Informationen bekannt-
gemacht und auf die Möglichkeit zur Stellung-
nahme bis zum […] hingewiesen.  

Auf den Inhalt der und den Umgang mit den ein-
zelnen Stellungnahmen wird unter Punkt 3 ein-
gegangen. 

 Grundlagen der Prüfung 
Gemäß § 12 Abs. 4 WindSeeG prüft die für die 
Voruntersuchung zuständige Stelle die Eignung 
nach § 10 Abs. 2 WindSeeG.  

Um festzustellen, dass die Fläche zur Ausschrei-
bung nach Teil 3 Abschnitt 2 geeignet ist, wird 
gemäß § 10 Abs. 2 WindSeeG geprüft, ob der 
Errichtung und dem Betrieb von Windenergiean-
lagen auf See auf dieser Fläche (1) die Kriterien 
für die Unzulässigkeit der Festlegung einer Flä-
che im FEP nach § 5 Abs. 3 und (2) bei Flächen 
in der ausschließlichen Wirtschaftszone die 
nach § 48 Abs. 4 S. 1 WindSeeG für die Plan-
feststellung maßgeblichen Belange nicht entge-
genstehen, soweit diese unabhängig von der 
späteren Ausgestaltung des Vorhabens beurteilt 
werden können.  

Die Festlegung einer Fläche ist gemäß § 5 
Abs. 3 WindSeeG unzulässig, wenn überwie-
gende öffentliche oder private Belange entge-
genstehen. Gemäß Satz 2 sind Festlegungen 
insbesondere unzulässig, wenn 
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 sie mit den Erfordernissen der Raumord-
nung nach § 17 Abs. 1 des Raumordnungs-
gesetzes nicht übereinstimmen, 

 sie die Meeresumwelt gefährden, 

 sie die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs beeinträchtigen, 

 sie die Sicherheit der Landes- und Bündnis-
verteidigung beeinträchtigen oder 

 die Fläche in einem nach § 57 des Bun-
desnaturschutzgesetzes ausgewiesenen 
Schutzgebiet liegt. 

Nach § 48 Abs. 4 S. 1 Windenergie-auf-See-Ge-
setz darf ein Plan für Errichtung und Betrieb ei-
nes Offshore-Windparks nur festgestellt werden, 
wenn 

 die Meeresumwelt nicht gefährdet wird, ins-
besondere 

o eine Verschmutzung der Meeresumwelt 
im Sinn des Art. 1 Abs. 1 Nr. 4 es See-
rechtsübereinkommens der Vereinten 
Nationen vom 10. Dezember 1982 
(BGBl. 1994 II S. 1799) nicht zu besor-
gen ist und 

o der Vogelzug nicht gefährdet wird, und 

 die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
nicht beeinträchtigt wird, 

 die Sicherheit der Landes- und Bündnisver-
teidigung nicht beeinträchtigt wird, 

 er mit vorrangigen bergrechtlichen Aktivitä-
ten vereinbar ist, 

 er mit bestehenden und geplanten Kabel-, 
Offshore-Anbindungs-, Rohr- und sonstigen 
Leitungen vereinbar ist, 

 er mit bestehenden und geplanten Standor-
ten von Konverterplattformen oder Um-
spannanlagen vereinbar ist, 

 andere Anforderungen nach dem Windener-
gie-auf-See-Gesetz und sonstige öffentlich-
rechtliche Bestimmungen eingehalten wer-
den und 

 die Verpflichtung nach § 66 Abs. 2 wirksam 
erklärt wurde, wenn sich der Plan auf Wind-
energieanlagen auf See bezieht. 

Ob die Erklärung nach § 66 Abs. 2 WindSeeG 
wirksam ist, kann erst bei Kenntnis des späteren 
Trägers des Vorhabens geprüft werden und 
bleibt daher dem Planfeststellungsverfahren vor-
behalten. 

Entsprechend der Intention der Regelung, Teil-
aspekte der Planfeststellung vorzuziehen, be-
zieht sich die Eignungsprüfung prognostisch auf 
den Zeitraum, der auch von der Entscheidung 
der Planfeststellungsbehörde abgedeckt würde. 
So heißt es in der Gesetzesbegründung zu § 10 
Abs. 2 WindSeeG: „Durch die Eignungsprüfung 
werden einige Teilaspekte vorab geprüft und 
entschieden, die bisher im Planfeststellungsver-
fahren geprüft wurden. Durch die frühzeitige 
Prüfung dieser Aspekte wird die Wahrscheinlich-
keit signifikant erhöht, dass das nach der Aus-
schreibung durchzuführende Planfeststellungs-
verfahren erfolgreich abgeschlossen wird. Damit 
wird weiter sichergestellt, dass in aller Regel auf 
den Flächen, die zur Ausschreibung kommen, 
auch tatsächlich später Windenergieanlagen auf 
See gebaut werden dürfen. Das verringert das 
Risiko für die Bieter und führt damit tendenziell 
zu niedrigeren Geboten in den Ausschreibun-
gen.“ 

Die Prüfung kann sich damit nicht auf die Frage, 
beschränken, ob die Fläche zum Zeitpunkt der 
Ausschreibung für die Errichtung und den Be-
trieb eines Offshore-Windparks geeignet wäre, 
da die Eignungsprüfung nach der Begründung 
für die Ausschreibung ermitteln soll, ob auf der 
Fläche in der Folge vorausichtlich ein Planfest-
stellungsverfahren positiv abgeschlossen und 
die Fläche bebaut werden kann.  

Welcher Zeitraum von einem Planfeststellungs-
beschluss für Windenergieanlagen umfasst sein 
muss, ergibt sich aus dem allgemeinen Wesen 
der Planfeststellung gemäß § 74 Verwaltungs-
verfahrensgesetz (VwVfG) und aus den generel-
len Rechtswirkungen der Planfeststellung ge-
mäß § 75 VwVfG. Gemäß § 74 Abs. 1 VwVfG 
stellt die Behörde den Plan fest und entscheidet 
in diesem Rahmen über etwaig erforderliche 
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Schutzmaßnahmen, § 74 Abs. 2 VwVfG behält 
sich deren Anordnung vor, wenn eine abschlie-
ßende Entscheidung nicht möglich ist. Gemäß § 
75 Abs. 1 VwVfG wird „durch die Planfeststel-
lung […] die Zulässigkeit des Vorhabens ein-
schließlich der notwendigen Folgemaßnahmen 
an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm 
berührten öffentlichen Belange festgestellt“. Für 
hoheitliche Planungen gilt also der Grundsatz 
der Problembewältigung. Das Gebot, die von ei-
nem Vorhaben berührten öffentlichen und priva-
ten Belange umfassend abzuwägen, schließt 
dabei ein, dass die von dem Planvorhaben in 
seiner räumlichen Umgebung aufgeworfenen 
Probleme von Bedeutung bewältigt werden müs-
sen1. 

Grundlage der Abwägung ist demnach eine 
Prognose über die voraussichtlichen Auswirkun-
gen der planfestgestellten Anlage.2 Aus § 75 
Abs.  2 S. 2 VwVfG, der die Anordnung von 
nachträglichen Schutzmaßnahmen während der 
Laufzeit des Vorhabens nur unter zusätzlichen 
Bedingungen zulässt, ergibt sich, dass sich 
diese Prognose grundsätzlich auf den gesamten 
planfestgestellten Zeitraum beziehen muss. Ge-
mäß § 45 Abs. 1 i.V.m. § 44 Abs. 1 WindSeeG 
bedürfen die Errichtung und der Betrieb von 
Windenergieanlagen auf See inklusive erforder-
licher Nebeneinrichtungen der Planfeststellung. 
Gemäß § 48 Abs. 7 WindSeeG wird der Plan-
feststellungsbeschluss für Windenergieanlagen 
auf See befristet auf 25 Jahre erteilt, wobei sich 
diese Befristung gemäß der Gesetzesbegrün-
dung auf den Betrieb der Anlage beziehen soll. 
In BT DrS 18/10668 vom 14.12.2016 heißt es 
dazu: „Mit der Regelung wird dem Umstand 
Rechnung getragen, dass Windenergieanlagen 
auf See heutzutage regelmäßig für eine Be-
triebsdauer von 25 Jahren ausgelegt werden.“ 

                                                

1 Urteile vom 23. Januar 1981 - BVerwG 4 C 68.78 - 
BVerwGE 61, S.307 und vom 1. Juli 1999 - BVerwG 4 A 
27.98 - BVerwGE 109, 192. 

Damit bezieht sich die Prognose der Planfest-
stellungsbehörde im Rahmen eines Planfeststel-
lungsbeschlusses für Windenergieanlagen 
grundsätzlich auf den Zeitraum von der Errich-
tung der Anlage bis zum Ablauf der 25-jährigen 
Betriebsdauer. 

Gleichzeitig stellt ein positiver Abschluss der 
Eignungsprüfung keine Garantie für die spätere 
Zulässigkeit der Errichtung und des Betriebs von 
Windenergieanlagen auf See auf dieser Fläche 
dar, sondern hat die Planfeststellungsbehörde 
gemäß § 48 Abs. 5 S. 2 WindSeeG immer zu 
prüfen, ob Aktualisierungs-, Änderungs- oder 
Konkretisierungsbedarf besteht.  

Die Prüfung bezieht sich inhaltlich auf die Er-
richtung und den Betrieb von Windenergieanla-
gen auf See und die zur Errichtung und zum Be-
trieb der Anlagen erforderlichen technischen und 
baulichen Nebeneinrichtungen.  

Die Regelung des § 10 Abs. 2 WindSeeG greift 
hierbei die Unterscheidung im Rahmen der 
§§ 44 ff. WindSeeG auf, in denen für die Plan-
feststellung von Windenergieanlagen auf See 
und deren Nebeneinrichtungen zusätzliche 
Bestimmungen gelten, die für die ebenfalls den 
Vorschriften der Planfeststellung unterliegenden 
Anlagen zur Übertragung von Strom aus Wind-
energieanlagen auf See nicht gelten. Da gemäß 
§ 13 WindSeeG diese Anlagen ebenfalls nicht 
Gegenstand der Voruntersuchung sind, wurde 
die Eignungsprüfung hierdurch auf die Wind-
energieanlagen auf See inklusive der erforderli-
chen Nebeneinrichtungen, damit auf die Errich-
tung und den Betrieb eines Offshore-Windparks 
beschränkt. 

Soweit nach der Prüfung Beeinträchtigungen der 
im Rahmen der Aufstellung des FEP und im 
Rahmen des Planfeststellungsverfahrens zu be-

2 Stelkens/ Bonk/Sachs, VwVfG § 75, Rn. 70. 
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rücksichtigenden Kriterien und Belange zu be-
sorgen wären, ist weiter zu prüfen, ob die da-
nach mögliche Beeinträchtigung durch 
Vorgaben gemäß § 12 Abs. 5 S. 2 WindSeeG 
verhütet oder ausgeglichen werden könnte: 

„Die Eignungsfeststellung kann Vorgaben für 
das spätere Vorhaben beinhalten, insbesondere 
zu Art und Umfang derBebauung der Fläche und 
Ihrer Lage auf der Fläche, wenn andernfalls 
durch die Errichtung und den Betrieb von Wind-
energieanlagen auf See auf dieser Fläche Be-
einträchtigungen der Kriterien und Belange nach 
§ 10 Abs. 2 WindSeeG zu besorgen sind." 

Die Nennung von „Art und Umfang der Bebau-
ung der Fläche und ihrer Lage auf der 
Fläche" soll verdeutlichen, dass als Vorgaben 
solche Regelungen erlassen werden können, 

die ohne Wissen der konkreten Projektparame-
ter bereits erlassen werden können. Eine inhalt-
liche Einschränkung der Anordnungskompetenz 
ist damit nicht verbunden. Vielmehr ergibt sich 
aus § 48 Abs. 4 S. 2 WindSeeG, dass alle be-
reits möglichen Regelungen zur Vermeidung 
von Beeinträchtigungen der Belange der Plan-
feststellung bereits im Rahmen der Eignungs-
prüfung erfolgen sollen. Danach müssen die für 
die Feststellung des Plans relevanten Belange 
im Rahmen des folgenden Planfeststellungsver-
fahrens nur geprüft werden, soweit gegenüber 
der Voruntersuchung der Fläche zusätzliche o-
der andere erhebliche Gesichtspunkte erkenn-
bar oder Aktualisierungen und Vertiefungen bei 
der Voruntersuchung erfolgten Prüfung erforder-
lich sind, insbesondere aufgrund der Ausgestal-
tung des Vorhabens auf der Fläche.
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3 Eignungsprüfung 
Gemäß § 10 Abs. 2 WindSeeG dürfen der Er-
richtung und dem Betrieb von Windenergieanla-
gen auf See auf der jeweiligen Fläche die Krite-
rien für die Unzulässigkeit der Festlegung einer 
Fläche im FEP nach § 5 Abs. 3 und bei Flächen 
in der ausschließlichen Wirtschaftszone die 
nach § 48 Abs. 4 S. 1 WindSeeG für die Plan-
feststellung maßgeblichen Belange nicht entge-
genstehen. 

 Übereinstimmung mit den Erfor-
dernissen der Raumordnung 

Eine Fläche ist gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. 
§ 5 Abs. 3 Nr. 1 WindSeeG nur geeignet, wenn 
die Errichtung und der Betrieb von Windenergie-
anlagen auf See mit den Erfordernissen der 
Raumordnung übereinstimmen. 

Die Erfordernisse der Raumordnung stellen 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Raumordnungsgesetz 
(ROG) den Oberbegriff für die Ziele, Grundsätze 
und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung 
dar. Nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 ROG sind bei raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen die 
Ziele der Raumordnung zu beachten sowie 
Grundsätze und sonstige Erfordernisse der 
Raumordnung in Abwägungs- oder Ermessens-
entscheidungen zu berücksichtigen. Für die 
deutsche ausschließliche Wirtschaftszone stellt 
das Bundesministerium des Innern, für Bau und 
Heimat nach § 17 Abs. 1 S. 1 ROG einen Raum-
ordnungsplan als Rechtsverordnung auf. 

Seit 2009 bestehen Raumordnungspläne für die 
deutsche AWZ der Nord- und Ostsee.3 Derzeit 
werden die Raumordnungspläne fortgeschrie-
ben. Der Entwurf des Raumordnungsplans und 

                                                

3 Anlageband zum BGBl. I Nr. 61 vom 25. September 2009, 
Anlage zur Verordnung über die Raumordnung in der deut-
schen ausschließlichen Wirtschaftszone in der Nordsee; 
Anlageband zum BGBl. I Nr. 78 vom 18. Dezember 2009, 

die Umweltberichte für die deutsche AWZ der 
Nord- und Ostsee wurden national und internati-
onal konsultiert. Der aktuelle Stand ist auf der In-
ternetseite des BSH abrufbar.4 Derzeit wird unter 
Berücksichtigung der Stellungnahmen aus der 
Konsultation der zweite Entwurf des Raumord-
nungsplans erarbeitet und die Umweltberichte 
überarbeitet.  

Der Raumordnungsplan legt Leitlinien, Ziele so-
wie Grundsätze, insbesondere in Gestalt von 
Gebieten für Nutzungen und Funktionen fest. Er 
trifft zeichnerische und/oder textliche Festlegun-
gen zur Gewährleistung der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Schiffsverkehrs, zu weiteren 
wirtschaftlichen Nutzungen (Windenergie auf 
See, Leitungen, Rohstoffgewinnung, Fischerei 
und marine Aquakultur), zu wissenschaftlicher 
Meeresforschung, zum Schutz und Verbesse-
rung der Meeresumwelt sowie zu sonstigen zu 
berücksichtigende Belangen (Landes- und 
Bündnisverteidigung, Luftverkehr und Freizeit). 

Die Festlegung der Flächen N-3.5, N-3.6 und  
N-7.2 durch den FEP 2020 wurde bereits darauf-
hin geprüft, ob sie die Ziele der Raumordnung 
beachtet und die Grundsätze berücksichtigt.  

3.1.1 Fläche N-3.5 

Die Fläche N-3.5 liegt in Gebiet N-3 des FEP 
und in Gebiet EN3 des Entwurfs des Raumord-
nungsplans (Stand September 2020), das au-
ßerhalb der es umgebenden Vorrang- und Vor-
behaltsgebiete Schifffahrt (Raumordnungsplan 
Nordsee Stand 2009) bzw. Vorranggebiete 
Schifffahrt des Entwurfs des Raumordnungs-
plans (Stand September 2020) festgelegt ist. 
Das Gebiet liegt westlich des Vorranggebietes 
für Rohrleitungen bzw. des Vorbehaltsgebietes 

Anlage zur Verordnung über die Raumordnung in der deut-
schen ausschließlichen Wirtschaftszone in der Ostsee. 

4 https://www.bsh.de/DE/THEMEN/Offshore/Meeresraum-
planung/Fortschreibung/fortschreibung-raumpla-
nung_node.html. 
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Leitungen des Entwurfs des Raumordnungs-
plans (Stand September 2020). Im östlichen und 
südwestlichen Teil des Gebiets befinden sich 
teilweise Windparks, die bereits in Betrieb sind 
bzw. 2025 voraussichtlich in Betrieb sein wer-
den.  

Die Fläche liegt innerhalb des östlichen Teilbe-
reichs des durch den Raumordnungsplan fest-
gelegten Vorranggebiets für Windenergie „Nörd-
lich Borkum“ bzw. im Vorranggebiet für Wind-
energie EN3 des Entwurfs des Raumordnungs-
plans (Stand September 2020), durch das der 
Gewinnung von Windenergie in diesem Bereich 
Vorrang vor anderen raumbedeutsamen Nut-
zungen eingeräumt wird.  

Die Fläche N-3.5 wird nordöstlich von der Rohr-
leitung „Europipe 1“ begrenzt, die durch ein ent-
sprechendes Vorranggebiet Rohrleitungen gesi-
chert ist bzw. das Vorbehaltsgebiet Leitungen im 
Entwurf des Raumordnungsplans für die AWZ 
(Stand September 2020). Bei dieser überlagern-
den Festlegung im Raumordnungsplan 2009 
sind die Belange des Vorranggebietes für Rohr-
leitungen dem Vorranggebiet für Windenergie 
gegenüber vorrangig zu berücksichtigen (Ziel 
Ziffer 3.3.1 (3) des Raumordnungsplans). 

Soweit die auf der Fläche zu errichtenden Anla-
gen die nach Raumordnungsplan für die deut-
sche AWZ der Nordsee erforderlichen Abstände 
zu den Vorrang- und Vorbehaltsgebieten Rohr-
leitungen einhalten, stimmen sie insoweit mit 
den räumlichen Erfordernissen der Raumord-
nung überein.  

Für Windenergieanlagen, die in Sichtweite der 
Küste oder der Inseln errichtet werden, darf die 
Nabenhöhe nach dem Ziel Ziffer 3.5.1 (8) des 
Raumordnungsplans für die deutsche AWZ der 
Nordsee maximal 125 Meter über NN betragen. 
Dieses Ziel soll Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes, wie es von Land aus wahrgenom-
men wird, bzw. des Tourismus so weit wie mög-
lich minimieren. Der Raumordnungsplan sieht 

vor, dass die nähere Klärung im Zulassungsver-
fahren erfolgt, wobei bei der Bestimmung der 
Sichtweite hervorgehobene touristische Aus-
sichtspunkte wie Promenaden zu berücksichti-
gen sind. Durch dieses Ziel und die vergleich-
weise küstennahe Lage der Fläche N-3.5 kön-
nen sich somit im Planfeststellungsverfahren 
ggf. Einschränkungen in Bezug auf die Anlagen-
höhe ergeben sowie gegebenenfalls die Not-
wendigkeit eines Zielabweichungsverfahren 
nach §§ 19, 6 ROG. Dieses Ziel der Raumord-
nung ist im Entwurf des Raumordnungsplans 
(Stand September 2020) nicht enthalten. 

Die weiteren Vorgaben des Raumordnungs-
plans für die deutsche AWZ der Nordsee und 
des Entwurfs des Raumordnungsplans (Stand 
September 2020) z. B. zu der Berücksichtigung 
von Fundstellen für Kulturgüter, zur Vermeidung 
nachteiliger Auswirkungen auf die Meeresum-
welt bei der konkreten Ausgestaltung von Errich-
tung und Betrieb von Anlagen oder zu deren 
Rückbau sind zu beachten. 

3.1.2 Fläche N-3.6 

Die Fläche N-3.6 liegt in Gebiet N-3 des FEP 
und in Gebiet EN3 des Entwurfs des Raumord-
nungsplans (Stand September 2020), das au-
ßerhalb der es umgebenden Vorrang- und Vor-
behaltsgebiete Schifffahrt bzw. Vorranggebiete 
Schifffahrt des Entwurfs des Raumordnungs-
plans (Stand September 2020) festgelegt ist. 
Das Gebiet liegt westlich des Vorranggebietes 
für Rohrleitungen bzw. des Vorbehaltsgebietes 
des Entwurfs des Raumordnungsplans (Stand 
September 2020). Im östlichen und südwestli-
chen Teil des Gebiets befinden sich teilweise 
Windparks, die bereits in Betrieb sind bzw. 2025 
voraussichtlich in Betrieb sein werden.  

Die Fläche liegt innerhalb des östlichen Teilbe-
reichs des durch den Raumordnungsplan fest-
gelegten Vorranggebiets für Windenergie „Nörd-
lich Borkum“ bzw. im Vorranggebiet für Wind-
energie EN3 des Entwurfs des Raumordnungs-
plans (Stand September 2020), durch das der 
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Gewinnung von Windenergie in diesem Bereich 
Vorrang vor anderen raumbedeutsamen Nut-
zungen eingeräumt wird.  

Nordöstlich neben der Fläche N-3.6 liegt die 
Rohrleitung „Europipe 1“, die durch das entspre-
chende Vorranggebiet Rohrleitungen gesichert 
ist bzw. durch das Vorbehaltsgebiet Leitungen 
im Entwurf des Raumordnungsplans (Stand 
September 2020). Bei dieser überlagernden 
Festlegung im Raumordnungsplan 2009 sind die 
Belange des Vorranggebietes für Rohrleitungen 
dem Vorranggebiet für Windenergie gegenüber 
vorrangig zu berücksichtigen (Ziel Ziffer 3.3.1 (3) 
des Raumordnungsplans).  

Soweit die auf der Fläche zu errichtenden Anla-
gen die nach Raumordnungsplan für die deut-
sche AWZ der Nordsee erforderlichen Abstände 
zu den Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für die 
Schifffahrt bzw. Rohrleitungen einhalten, stim-
men sie insoweit mit den räumlichen Erfordernis-
sen der Raumordnung überein.  

Für Windenergieanlagen, die in Sichtweite der 
Küste oder der Inseln errichtet werden, darf die 
Nabenhöhe nach dem Ziel Ziffer 3.5.1 (8) des 
Raumordnungsplans maximal 125 Meter über 
NN betragen. Dieses Ziel soll mögliche Beein-
trächtigungen des Landschaftsbildes, wie es von 
Land aus wahrgenommen wird, bzw. des Touris-
mus so weit wie möglich minimieren. Der Raum-
ordnungsplan sieht vor, dass die nähere Klärung 
im Zulassungverfahren erfolgt, wobei bei der Be-
stimmung der Sichtweite hervorgehobene touris-
tische Aussichtspunkte wie Promenaden zu be-
rücksichtigen sind. Durch dieses Ziel und die 
vergleichsweise küstennahe Lage der Fläche N-
3.6 können sich somit im Planfeststellungsver-
fahren ggf. Einschränkungen in Bezug auf die 
Anlagenhöhe ergeben sowie gegebenenfalls die 
Notwendigkeit eines Zielanweichungsverfahren 
nach §§ 19, 6 ROG. Dieses Ziel der Raumord-
nung ist im Entwurf des Raumordnungsplans 
(Stand September 2020) nicht enthalten. 

Die weiteren Vorgaben des Raumordnungs-
plans für die deutsche AWZ der Nordsee und 
des Entwurfs des Raumordnungsplans (Stand 
September 2020) z. B. zu der Berücksichtigung 
von Fundstellen für Kulturgüter, zur Vermeidung 
nachteiliger Auswirkungen auf die Meeresum-
welt bei der konkreten Ausgestaltung von Errich-
tung und Betrieb von Anlagen oder zu deren 
Rückbau sind zu beachten. 

3.1.3 Fläche N-7.2 

Die Fläche N-7.2 liegt im südlichen Bereich von 
Gebiet N-7 des FEP. Das Gebiet wird westlich 
durch ein Vorbehaltsgebiet Schifffahrt bzw. im 
Entwurf des Raumordnungsplans (Stand Sep-
tember 2020) Vorranggebiet Schifffahrt be-
grenzt. Nordöstlich wird das Gebiet von der 
Rohrleitung „Norpipe“ begrenzt, die durch ein 
entsprechendes Vorbehaltsgebiet Rohrleitun-
gen bzw. das Vorbehaltsgebiet Leitungen im 
Entwurf des Raumordnungsplans (Stand Sep-
tember 2020) gesichert ist. Das Gebiet ent-
spricht einem Vorranggebiet Windenergie im 
Entwurf des Raumordnungsplans (Stand Sep-
tember 2020), durch das der Gewinnung von 
Windenergie in diesem Bereich Vorrang vor an-
deren raumbedeutsamen Nutzungen einge-
räumt wird. Nördlich der Fläche liegt der Wind-
park „EnBW He Dreiht“, der 2025 voraussichtlich 
in Betrieb sein wird.  

Soweit die auf der Fläche zu errichtenden Anla-
gen die nach dem Raumordnungsplan für die 
deutsche AWZ der Nordsee erforderlichen Ab-
stände zu den Vorrang- und Vorbehaltsgebieten 
für die Schifffahrt bzw. Rohrleitungen einhalten, 
stimmen sie insoweit mit den räumlichen Erfor-
dernissen der Raumordnung überein. 

Die weiteren Vorgaben des Raumordnungs-
plans für die deutsche AWZ der Nordsee bzw. 
des Entwurfs des Raumordnungsplans (Stand 
September 2020) z. B. zu der Berücksichtigung 
von Fundstellen für Kulturgüter, zur Vermeidung 
nachteiliger Auswirkungen auf die Meeresum-
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welt bei der konkreten Ausgestaltung von Errich-
tung und Betrieb von Anlagen oder zu deren 
Rückbau sind zu beachten. 

 Keine Gefährdung der Mee-
resumwelt 

Eine Fläche ist gemäß § 10 Abs. 2 i. V. m. § 5 
Abs. 3 Nr .2 und § 48 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 Wind-
SeeG nur geeignet, wenn die Errichtung und der 
Betrieb von Windenergieanlagen auf See die 
Meeresumwelt nicht gefährden, insbesondere 
eine Verschmutzung der Meeresumwelt im Sinn 
des Art. 1 Abs. 1 Abs. 4 SRÜ nicht zu besorgen 
ist und der Vogelzug nicht gefährdet wird. 

Gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Anlage 5 
Nr. 1.18 UVPG ist im Rahmen des Verfahrens 
zur Feststellung der Eignung einer Fläche eine 
Strategische Umweltprüfung durchzuführen. 

Im Rahmen der Strategischen Umweltprüfung 
werden die voraussichtlichen erheblichen Um-
weltauswirkungen bei Durchführung des Plans 
für diese Fläche ermittelt, beschrieben und be-
wertet. Die Frage der Erheblichkeit ist dabei eng 
mit der Frage nach der späteren Einflussnahme 
auf die Entscheidung über die Annahme des 
Plans oder Programms nach § 44 UVPG ver-
knüpft.5 Für die Eignungsprüfung und den inso-
weit geltenden § 10 Abs. 2 i. V. m. §§ 5 Abs. 3, 
48 Abs. 4 Nr. 1 WindSeeG ist eine Gefährdung 
der Meeresumwelt durch die Festlegungen des 
Plans auszuschließen bzw. wäre eine Erheblich-
keit bei Gefährdung der Meeresumwelt gege-
ben.  

In der Strategischen Umweltprüfung werden alle 
Schutzgüter gemäß § 2 Abs. 1 UVPG betrach-
tet: 

 Menschen, insbesondere die menschliche 
Gesundheit,  

                                                

5 Kment in Hoppe/Beckmann/ Kment, UVPG - Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetz, Kommentar, 5. A, § 40, Rn. 54. 

 Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, 

 Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 
Landschaft, 

 kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter so-
wie 

 die Wechselwirkungen zwischen den vorge-
nannten Schutzgütern. 

Zusätzlich wird die Einhaltung der Regelungen 
des besonderen Artenschutzes (§ 44 Bundesna-
turschutzgesetz, BNatSchG), des europäischen 
Gebietsschutzes (§ 34 BNatSchG) und des ge-
setzlichen Biotopschutzes (§ 30 BNatSchG) ge-
prüft. 

Die Strategische Umweltprüfung hat für jede der 
drei Flächen ergeben, dass bei Einhaltung der 
im Entwurf der Eignungsfeststellung aufgeführ-
ten Vorgaben keine Gefährdung der Meeresum-
welt vorliegt. 

Dies ergibt sich aus den Umweltberichten für die 
Flächen N-3.5, N-3.6 und N-7.2. Auf diese Do-
kumente wird ergänzend zu den folgenden Aus-
führungen verwiesen. 

3.2.1 Keine Besorgnis der Ver-
schmutzung der Meeresumwelt 

Eine Gefährdung der Meeresumwelt wäre ge-
mäß § 48 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 lit. a WindSeeG ins-
besondere gegeben, wenn eine „Verschmut-
zung der Meeresumwelt“ i. S. d. Art. 1 Abs. 1 
Nr. 4 SRÜ zu besorgen wäre. Gemäß Art. 1 
Abs. 1 Nr. 4 SRÜ bedeutet Verschmutzung der 
Meeresumwelt die „unmittelbare oder mittelbare 
Zuführung von Stoffen oder Energie durch den 
Menschen in die Meeresumwelt […], aus der 
sich abträgliche Wirkungen wie eine Schädigung 
der lebenden Ressourcen sowie der Tier- und 
Pflanzenwelt des Meeres, eine Gefährdung der 
menschlichen Gesundheit, eine Behinderung 
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der maritimen Tätigkeiten einschließlich der Fi-
scherei und der sonstigen rechtmäßigen Nut-
zung des Meeres, eine Beeinträchtigung des 
Gebrauchswerts des Meerwassers und eine 
Verringerung der Annehmlichkeiten der Umwelt 
ergeben oder ergeben können.“  

Der Begriff der Energie ist nach dem Zweck der 
Regelung weit auszulegen und umfasst alle 
nicht-stofflichen Einwirkungen, etwa durch 
Wärme, Licht, elektrische und elektromagneti-
sche Einwirkungen, Schall und Erschütterungen, 
die bei der Errichtung und dem Betrieb der Anla-
gen an das Wasser abgegeben werden.6 

Der Begriff der Stoffe umfasst alle Gegen-
stände.7 Die Anlagen selbst und die sonstigen 
zum Aufbau notwendigen Bestandteile stellen 
für den Zeitraum ihrer bestimmungsgemäßen 
Nutzung keine Stoffe im Sinne von Art. 1 Abs. 1 
Nr. 4 SRÜ dar.8  

Der Maßstab, ab wann sich gemäß SRÜ abträg-
liche Wirkungen aus dem Zuführen von Stoffen 
ergeben oder ergeben können, ergibt sich mittel-
bar aus den gemäß Art. 194 SRÜ durch die 
Staaten zu ergreifenden Maßnahmen. Hier heißt 
es:  

„(1) Die Staaten ergreifen, je nach den Um-
ständen einzeln oder gemeinsam, alle mit die-
sem Übereinkommen übereinstimmenden Maß-
nahmen, die notwendig sind, um die Verschmut-
zung der Meeresumwelt ungeachtet ihrer Ursa-
che zu verhüten, zu verringern und zu überwa-
chen; sie setzen zu diesem Zweck die geeig-
netsten ihnen zur Verfügung stehenden Mittel 
entsprechend ihren Möglichkeiten ein und be-
mühen sich, ihre diesbezügliche Politik aufei-
nander abzustimmen.“ 

                                                

6 Spieth in Offshore-Windenergierecht, § 48 WindSeeG, 
Rn. 66. 

7 Brandt/ Gaßner für die Vorgängerregelung in SeeAnlV 
§ 3, Rn. 49. 

Gemäß Art. 194 Abs. 3 SRÜ haben diese Maß-
nahmen  

„alle Ursachen der Verschmutzung der Mee-
resumwelt zu erfassen. Zu diesen Maßnahmen 
gehören unter anderem solche, die darauf ge-
richtet sind, soweit wie möglich auf ein Mindest-
maß zu beschränken 

a) das Freisetzen von giftigen oder schädli-
chen Stoffen oder von Schadstoffen, insbeson-
dere von solchen, die beständig sind, vom Land 
aus, aus der Luft oder durch die Luft oder durch 
Einbringen; 

[…] 

d) die Verschmutzung durch andere Anla-
gen und Geräte, die in der Meeresumwelt betrie-
ben werden, insbesondere Maßnahmen, um Un-
fälle zu verhüten und Notfällen zu begegnen, die 
Sicherheit beim Einsatz auf See zu gewährleis-
ten und den Entwurf, den Bau, die Ausrüstung, 
den Betrieb und die Besetzung solcher Anlagen 
oder Geräte zu regeln.“  

Aus dieser Regelung ergibt sich einerseits, dass 
dem Vorsorgeprinzip ein hoher Rang einge-
räumt wird. So soll ein Schaden an den Schutz-
gütern in erster Linie verhindert werden. Dies soll 
vorrangig durch Verhütung der Einbringung/ 
Freisetzung von schädlichen Stoffen und Ener-
gie erfolgen. Soweit dies nicht möglich ist, soll 
das Zuführen auf ein Mindestmaß beschränkt 
werden. Zudem fordert Art. 194 Abs. 1 SRÜ die 
Zusammenarbeit der Staaten untereinander. 
Dementsprechend sind bei der Auslegung auch 
die im Rahmen der Meeresschutz-Übereinkom-
men vereinbarten Strategien/ Ziele zu beachten.  

Gemäß der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie 
(MSRL) sind die EU-Mitgliedstaaten verpflichtet, 

8 Spieth in Offshore-Windenergierecht, § 48 WindSeeG, 
Rn. 65. 
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spätestens bis zum Jahr 2020 einen guten Zu-
stand der Meeresumwelt zu erreichen oder zu 
erhalten (Art. 1 Abs. 1 MSRL), um so die biologi-
sche Vielfalt zu bewahren und vielfältige und dy-
namische Ozeane und Meere zu schaffen und 
erhalten, die sauber, gesund und produktiv sind. 

Darunter sind folgende Umweltziele unter An-
wendung eines Ökosystemansatzes für die 
Steuerung menschlichen Handelns und nach 
dem Vorsorge- und Verursacherprinzip entwi-
ckelt worden: 

 Meere ohne Beeinträchtigung durch anthro-
pogene Eutrophierung 

 Meere ohne Verschmutzung durch Schad-
stoffe 

 Meere ohne Beeinträchtigung der marinen 
Arten und Lebensräume durch die Auswir-
kungen menschlicher Aktivitäten 

 Meere mit nachhaltig und schonend genutz-
ten Ressourcen 

 Meere ohne Belastung durch Abfall 

 Meere ohne Beeinträchtigung durch anthro-
pogene Energieeinträge 

 Meere mit natürlicher hydromorphologi-
scher Charakteristik (vgl. BMU 2012). 

Die OSPAR Strategie für gefährliche Stoffe sieht 
es als wesentliches Ziel an, Konzentrationen ge-
fährlicher Stoffe in der Meeresumwelt zu errei-
chen, die für natürlich vorkommende Stoffe nahe 
den Hintergrundwerten und für vom Menschen 
geschaffene Stoffe nahe Null liegen. Sie strebt 
geeignete Schritte an, die Beendigung von Ein-
leitungen, Emissionen und Verlusten gefährli-
cher Stoffe bis 2020 zu erreichen. 

Um der Besorgnis der Meeresverschmutzung 
entgegenzutreten, soll also auch nach der MSRL 
und der OSPAR Strategie für gefährliche Stoffe 
das Zuführen von schädigenden Stoffen/Energie 
so weit wie möglich vermieden werden. Soweit 
eine Vermeidung nicht möglich und eine Zufüh-
rung nicht von vornherein unzulässig ist, soll 
diese auf ein Mindestmaß begrenzt werden.  

Eine dem Versursacher zumutbare Begrenzung 
liegt vor, wie sie nach dem Stand der Technik 
tatsächlich möglich ist.  

Gleiches gilt für das MARPOL-Übereinkommen. 
Das unter der Federführung der Internationalen 
Maritimen Organisation (International Maritime 
Organization) entwickelte Übereinkommen zur 
Verhütung der Meeresverschmutzung durch 
Schiffe von 1973  (Internationales Übereinkom-
men zur Verhütung der Meeresverschmutzung 
durch Schiffe von 1973 vom 23. Dezember 1981, 
BGBl 1982 II S. 2., MARPOL-Übereinkommen) 
stellt die rechtliche Grundlage für den Umwelt-
schutz in der Seeschifffahrt dar. Es wendet sich 
vor allem an Schiffseigentümer zur Unterlassung 
von betriebsbedingten Einleitungen in das Meer, 
gilt aber nach Art. 2 Abs. 4 MARPOL auch für 
Offshore Plattformen. Relevant für die Eignungs-
prüfung sind vor allem die Ziele der Regelungen 
der Anlagen IV und V zur Vermeidung und Ver-
minderung der Einleitung von Abwässern und 
Schiffsmüll. In den Vorgaben zur Vermeidung 
und Verminderung von stofflichen Emissionen 
werden diese Ziele im Hinblick auf die Zulässig-
keit von Kläranlagen und Schiffsmüll umgesetzt.  

Das aus dem SRÜ sowie aus den weiteren mul-
tilateralen Abkommen zum Meeresschutz fol-
gende Vermeidungs- und Verminderungsgebot 
bildet die Grundlage der Strategischen Umwelt-
prüfungen zu den Flächen. 

Als Ergebnis der Strategischen Umweltprüfung 
kann einer Besorgnis der Verschmutzung der 
Meeresumwelt durch die im Entwurf der Eig-
nungsfeststellung aufgeführten Vorgaben zur 
Vermeidung und Verminderung von Emissionen 
(§§ 4 bis 16) im o.g. Sinne begegnet werden und 
liegt im Falle der Einhaltung dieser Vorgaben 
nach dem derzeitigen Kenntnisstand keine Be-
sorgnis der Gefährdung der Meeresumwelt 
durch Meeresverschmutzung vor. 
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Für die nähere Prüfung der Besorgnis der Ver-
schmutzung der Meeresumwelt und erforderli-
chen Vorgaben wird auf die Prüfung im Umwelt-
bericht verwiesen.  

3.2.2 Keine Gefährdung des Vogel-
zugs 

Damit Bau und Betrieb des Offshore-Windparks 
nicht zu einer Gefährdung der Meeresumwelt 
führen, darf es gemäß § 48 Abs. 4 S.  1 Nr. 1 
lit. b WindSeeG insbesondere zu keiner Gefähr-
dung des Vogelzugs kommen. Diese in 2002 in 
die Seeanlagenverordnung eingeführte und von 
dort in das WindSeeG übernommene Regelung 
bezweckt einen verbesserten Schutz der Vogel-
arten, die die AWZ als Futter-, Rastplätze oder 
Durchzugsgebiete nutzen.9 Dabei ist von einer 
Gefährdung auszugehen, wenn die Zugvögel 
durch den Offshore-Windpark an ihren Wande-
rungen zwischen Winter- und Sommerquartier 
gehindert oder behindert werden, etwa weil dem 
Windpark allein oder in Kumulation mit anderen 
Vorhaben eine Barriere- oder Riegelwirkung zu-
kommt, so dass die Tiere bei der Passage er-
höhten Gefährdungen, etwa durch Kollisionen 
mit den Anlagen ausgesetzt sind.10 Eine Gefähr-
dung des Vogelzugs liegt dabei vor, wenn hinrei-
chende Erkenntnisse die Prognose des wahr-
scheinlichen Eintritts der Gefährdung rechtferti-
gen.11 

Die Strategische Umweltprüfung für die Flächen 
N-3.5, N-3.6 und N-7.2 kommt zu dem Schluss, 
dass eine Gefährdung des Vogelzugs nach der-
zeitigem Kenntnisstand auszuschließen ist. 

3.2.3 Keine sonstige Gefährdung 

Es liegt auch keine sonstige Gefährdung der 
Meeresumwelt vor. Im Rahmen des Grundtatbe-
standes der Gefährdung der Meeresumwelt sind 
alle Auswirkungen der Anlage sowie die mit der 

                                                

9 Brandt/ Gaßner, SeeAnlV, § 3, Rn. 49. 

10 Spieth in Offshore-Windenergierecht, § 48 WindSeeG, 
Rn. 71. 

Existenz der Anlage selbst verbundenen Wir-
kungen für die Schutzgüter der Meeresumwelt 
zu prüfen, soweit sie nicht bereits vom Ver-
schmutzungstatbestand erfasst werden oder 
den Vogelzug betreffen.12 Hierunter sind u.a. 
weitergehende Regelungen des nationalen und 
internationalen Umweltrechts zu fassen, insbe-
sondere die Vorgaben des BNatSchG zum Ar-
ten-, Gebiets- und Biotopschutz (§§ 34, 44 und 
30 f. BNatSchG). Weiterhin fallen hierunter et-
waige Auswirkungen auf das Landschaftsbild o-
der das Schutzgut des kulturellen Erbes. 

 Schutzgut des kulturellen Erbes 

Im Meeresboden können sich Kulturgüter von 
archäologischem Wert befinden, wie z. B. Bo-
dendenkmale, Siedlungsreste oder historische 
Schiffswracks. Nach Artikel 149 SRÜ sind ge-
fundene Gegenstände archäologischer oder his-
torischer Art zum Nutzen der gesamten Mensch-
heit zu bewahren oder zu verwenden. Der Erhalt 
des kulturellen Erbes, insbesondere des archä-
ologischen Erbes unter Wasser, liegt im Sinne 
des § 48 Absatz 4 Satz 1 Nummer 8 WindSeeG 
im öffentlichen Interesse.  

Kulturdenkmäler müssen deshalb bei der Pla-
nung und Durchführung von Arbeiten berück-
sichtigt werden. Vor Beginn der Planung und Re-
alisierung der Anlagen müssen vorhandene Kul-
turgüter auf der Fläche ermittelt, gemeldet und 
alle daraus gegebenenfalls resultierenden 
Schutzmaßnahmen ergriffen werden.  

Auf Anforderung der Planfeststellungsbehörde 
muss ein Gutachten im Hinblick auf das Vorlie-
gen von Kulturgütern auf der Grundlage der Flä-
chenvoruntersuchungen eingereicht werden. Im 
Rahmen der Eignungsprüfung und -feststellung 
werden die zugrundeliegenden Flächenvorun-

11 Dahlke in NuR 2002, 472 (474). 

12 Brandt/ Gaßner, SeeAnlV, § 3, Rn. 54. 
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tersuchungen der Bathymetrie sowie des Seiten-
sichtsonars abgeglichen und gegebenenfalls 
mittels ROV verifiziert. Diese Ergebnisse werden 
im Rahmen der Voruntersuchung hinsichtlich 
des Schutzgutes Boden ausgewertet. In diesem 
Auswertungsprozess identifizierte Kulturgüter, 
wie z.B. Schiffswracks, fließen in die Eignungs-
prüfung ein. Im Rahmen der Voruntersuchung 
erfolgt keine gesonderte Untersuchung der Flä-
che auf Kulturgüter. 

Im Planfeststellungverfahren ordnet im Falle des 
Auffindens etwaiger Kultur- und Sachgüter die 
Behörde regelmäßig an, dass seitens des Vor-
habenträgers durch geeignete Maßnahmen und 
unter Einbindung von Denkmalschutz- und 
Denkmalfachbehörden sicherzustellen ist, dass 
wissenschaftliche Untersuchungen und Doku-
mentationen der Güter vor dem Beginn von Bau-
maßnahmen durchgeführt und Gegenstände ar-
chäologischer oder historischer Art entweder an 
Ort und Stelle, was vorrangig anzustreben ist, o-
der durch Bergung erhalten und bewahrt werden 
können. Das Vorgehen ist im Einzelnen mit der 
Planfeststellungsbehörde (unter Einbindung von 
Denkmalschutz- und Denkmalfachbehörden) 
abzustimmen. 

3.2.3.1.1 Fläche N-3.5 und N-3.6 

In den Flächen N-3.5, N-3.6 ist das Vorliegen 
von Kulturgütern nicht bekannt. 

Für die Flächen N-3.5 und N-3.6 ist eine Gefähr-
dung der Meeresumwelt hinsichtlich des Schutz-
guts des kulturellen Erbes nicht gegeben, sofern 
die Vorgaben im Entwurf der Eignungsfeststel-
lung,  

 vor Beginn der Planung und Realisierung 
der Anlagen vorhandene Kulturgüter auf der 
Fläche zu ermitteln, zu melden und alle da-
raus gegebenenfalls resultierenden Schutz-
maßnahmen zu ergreifen und  

 auf Anforderung ein Gutachten im Hinblick 
auf das Vorliegen von Kulturgütern auf der 
Grundlage der Flächenvoruntersuchungen 
einzureichen  

(§ 38 Absätze 1 und 2 Entwurf der Eignungsfest-
stellung) eingehalten werden. 

3.2.3.1.2 Fläche N-7.2 

In der Fläche N-7.2 sind zwei Schiffswracks be-
kannt. 

Im größten Teil der Fläche N-7.2 liegt das 
Schiffswrack mit dem Mittelpunkt 54°16.2363'N; 
006°18.5598'E; WGS84. Das Schiffswrack 
könnte nach Mitteilung des Landesamtes für 
Kultur und Denkmalpflege Mecklenburg-Vor-
pommern, des Niedersächsischen Landesamtes 
für Denkmalpflege und des Archäologischen 
Landesamtes Schleswig-Holstein vom 11. Feb-
ruar 2021 in den Zeitraum von der Mitte des 19. 
Jahrhunderts bis 1945 datieren. Es lässt sich 
nicht ausschließen, dass es sich um ein archäo-
logisches Bodendenkmal handelt. Bis zur nähe-
ren Einordnung des Wracks ist dessen Standort 
mittels einer vorsorglichen Ausschlusszone zu 
schützen. 

Unmittelbar südlich der Fläche N-7.2 liegt das 
Schiffswrack mit dem Mittelpunkt 54°16.9785'N; 
006°15.8860'E; WGS84. Das Wrack liegt nicht in 
der Fläche. Aufgrund der geringen Entfernung 
zur Fläche ist aber nicht auszuschließen, dass 
der Standort im Zuge des Baus und Betriebs des 
Windparks beeinträchtigt werden kann. Das 
Schiffswrack lässt sich nach Mitteilung des Lan-
desamtes für Kultur und Denkmalpflege Meck-
lenburg-Vorpommern, des Niedersächsischen 
Landesamtes für Denkmalpflege und des Archä-
ologischen Landesamtes Schleswig-Holstein 
vom 11. Februar 2021 wahrscheinlich in den 
Zeitraum von der Mitte des 19. Jahrhunderts bis 
1945 einordnen. Allerdings konnten keine cha-
rakteristischen Merkmale ausgemacht werden, 
die eine klare Einordnung des Wracks erlauben. 
Bis zur näheren Einordnung des Wracks ist des-
sen Standort mittels einer vorsorglichen Aus-
schlusszone zu schützen.  

Da die Schiffswracks nicht abschließend einge-
ordnet werden konnten, kann der Bedarf weite-



18 Eignungsprüfung 

 

rer Untersuchungen bestehen. Aus den Ergeb-
nissen dieser Untersuchungen kann abgeleitet 
werden, ob und welche Schutzmaßnahmen er-
forderlich sind. Die Einbindung der Denkmal-
schutz- und Denkmalfachbehörden ist für die 
Bewertung der Frage, ob es sich jeweils um Kul-
turerbe handelt und wie dieses zu schützen ist, 
wesentlich. Im Planfeststellungsverfahren kann 
die Planfeststellungsbehörde gegenüber dem 
Träger des Vorhabens entsprechende Anord-
nungen treffen. 

Für die Fläche N-7.2 ist eine Gefährdung der 
Meeresumwelt hinsichtlich des Schutzguts des 
kulturellen Erbes nicht gegeben, sofern die im 
Entwurf der Eignungsfeststellung aufgeführten 
Vorgaben eingehalten werden: 

 Die allgemeine Vorgabe, vor Beginn der 
Planung und Realisierung der Anlagen vor-
handene Kulturgüter auf der Fläche zu er-
mitteln, zu melden und alle daraus gegebe-
nenfalls resultierenden Schutzmaßnahmen 
zu ergreifen (§ 38 Absatz 1 Entwurf der Eig-
nungsfeststellung), 

 die allgemeine Vorgabe, auf Anforderung 
ein Gutachten im Hinblick auf das Vorliegen 
von Kulturgütern auf der Grundlage der Flä-
chenvoruntersuchungen einzureichen (§ 38 
Absatz 2 Entwurf der Eignungsfeststellung) 
und  

 die spezifische Vorgabe, um die auf der Flä-
che N-7.2 bekannten Schiffswracks eine 
Ausschlusszone einzuhalten, bis eine eine 
nähere Einordnung der Wrackstellen mög-
lich ist (§ 39). 

Für die Prüfung im Einzelnen wird auch auf den 
Umweltbericht verwiesen.  

 Arten-, Gebiets und Biotopschutz 

Die Strategische Umweltprüfung kommt auch 
hinsichtlich des Arten-, Gebiets- und Bio-
topschutzes zu dem Ergebnis, dass keine Ge-
fährdung der Meeresumwelt gegeben ist, sofern 

                                                

13 FEP 2020, S. 132. 

die im Entwurf der Eignungsfeststellung aufge-
führten Vorgaben eingehalten werden, so  

 die Vorgabe eines Grenzwertes für den bei 
der Errichtung zulässigen Rammschall 
(§ 7),  

 die Vorgabe zur Koordination gleichzeitiger 
Rammarbeiten (§ 8). 

Für die Prüfung im Einzelnen wird auf die Um-
weltberichte verwiesen.  

3.2.4 Lage außerhalb von Natur-
schutzgebieten 

Eine Fläche ist gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. 
§ 5 Abs. 3 Nr. 5 WindSeeG ungeeignet, wenn 
sie sich innerhalb eines nach § 57 BNatSchG 
ausgewiesenen Schutzgebiets befindet, wobei 
sich hieraus auch eine Gefährdung der Mee-
resumwelt ergeben dürfte. Seit der Prüfung bei 
Aufstellung des FEP wurden keine neuen Natur-
schutzgebiete in der Umgebung der Flächen N-
3.5, N-3.6 und N-7.2 ausgewiesen, so dass in-
soweit keine Aktualisierung der positiv abge-
schlossenen Prüfung im Rahmen der Aufstel-
lung des FEP 2020 erforderlich ist.13 

 Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs 

Eine Fläche ist gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 1 und 2a 
WindSeeG i. V. m. § 5 Abs. 3 Nr. 3 WindSeeG 
und § 48 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 WindSeeG nur geeig-
net, wenn der Bau und Betrieb von Offshore-
Windparks auf dieser Fläche die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs nicht beeinträchtigt.  

Von einer Beeinträchtigung der Sicherheit des 
Verkehrs ist auszugehen, wenn mit der Errich-
tung oder dem Betrieb von Anlagen eine Gefahr 
hervorgerufen wird, also eine Sachlage, die bei 
ungehindertem Ablauf des Geschehens in ab-
sehbarer Zeit mit hinreichender Wahrscheinlich-
keit zu einem Schaden an rechtlich geschützten 



Eignungsprüfung 19 

 

Gütern, wie der körperlichen Unversehrtheit und 
dem Eigentum Dritter führt.14  

Die Leichtigkeit des Verkehrs betrifft den Ver-
kehrsfluss und damit den flüssigen, reibungslo-
sen und ungehinderten Ablauf des Verkehrs.15 
Die Leichtigkeit des Verkehrs ist nicht erst durch 
Verkehrsunfälle beeinträchtigt, sondern bereits 
dann, wenn die Möglichkeit besteht, dass das 
Vorhaben den normalen Verkehrsablauf mehr 
als nur unerheblich beeinträchtigt.16 Die konkre-
ten Umstände des Einzelfalls, hier insbesondere 
die für den Offshore-Bereich typische flächen-
mäßige Ausdehnung und damit erleichterte 
Möglichkeit des Ausweichens und Umfahrens/ 
Umfliegens von Hindernissen sind zu beach-
ten.17 

3.3.1 Schiffsverkehr  

Die Sicherheit des Schiffsverkehrs kann ins-
besondere durch eine Erhöhung des Kollisions-
risikos aufgrund der Errichtung von Windener-
gieanlagen im Verkehrsraum betroffen sein, die 
als faktisches Hindernis das Kollisionsrisiko zwi-
schen Schiff und Anlage aber auch zwischen 
Schiff und Schiff erhöhen. 

Zu entscheiden ist, ab wann durch die Errichtung 
von Windenergieanlagen eine konkrete Gefahr 
im Sinne der Norm vorliegt und welches Risiko 
andererseits noch als hinnehmbar eingestuft 
wird. Hierzu hat das Bundesministerium für Ver-
kehr unter Einbeziehung des Bundesumweltmi-
nisteriums, des BSH, der Wasser- und Schiff-
fahrtsdirektionen Nord und Nordwest (heute Ge-
neraldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt) 

                                                

14 Brandt/Gaßner, SeeAnlV, § 3, Rn. 14. 

15 Brandt/Gaßner, SeeAnlV, § 3, Rn. 15. 

16 BVerwGE 16, 116, 130f. 

17 Brandt/Gaßner, SeeAnlV, § 3, Rn. 15. 

18 „Genehmigungsrelevante Richtwerte für Offshore-Wind-
parks – Bericht einer Arbeitsgruppe“ Nr.3 i, Bundesministe-
rium für Verkehr, Bonn 14.03.2005. 

und den externen Sachverständigen Germani-
scher Lloyd und GAUSS in einer Arbeitsgruppe 
im Jahr 2004 allgemeinbindende Richtwerte zur 
maximalen Kollisionswiederholungsrate entwi-
ckelt und damit  einen allgemeingültigen gesell-
schaftlichen Akzeptanzgrenzwert als notwen-
dige (nicht: hinreichende) Voraussetzung für die 
Genehmigung eines Offshore-Windpark-Vorha-
bens definiert. Danach stellt eine Kollisionswie-
derholungsrate (zwischen Schiff und Anlage) in 
einer Bandbreite von 100 bis 150 Jahren grund-
sätzlich ein hinnehmbares Restrisiko für den Be-
lang der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffs-
verkehrs dar.18 Liegt die Kollisionswiederho-
lungsrate unter 100 Jahren aber größer als 50 
Jahre entfällt die regelmäßige Annahme der Ak-
zeptanz. Es läge aber dann kein Versagungs-
grund für die Eignung vor, wenn die Unterschrei-
tung des Richtwertes wegen der Besonderheiten 
des Einzelfalls für die Schifffahrt und die Mee-
resumwelt unerheblich oder durch Bedingungen 
und Auflagen kompensierbar ist. 

Eine Vereinbarkeit mit den Belangen der Sicher-
heit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs und der 
Meeresumwelt ist dabei regelmäßig dann herge-
stellt, wenn die Kollisionswiederholungsrate auf-
grund zusätzlicher, das Risiko mindernder Maß-
nahmen in der Bandbreite von 100 bis 150 Jah-
ren liegt.19 

Eine Kollisionswiederholungsrate von unter 
50 Jahren ist nicht akzeptabel20 und würde 
grundsätzlich zur Nichteignung der Fläche füh-
ren, soweit nicht konkrete zusätzliche Maßnah-
men sicherstellen, dass die Kollisionswiederho-

19 „Genehmigungsrelevante Richtwerte für Offshore-Wind-
parks – Bericht einer Arbeitsgruppe“ Nr.3 iii, Bundesminis-
terium für Verkehr, Bonn 14.03.2005. 

20 „Genehmigungsrelevante Richtwerte für Offshore-Wind-
parks – Bericht einer Arbeitsgruppe“ Nr.3 vi, Bundesminis-
terium für Verkehr, Bonn 14.03.2005. 
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lungsrate über 50 Jahren liegt und die Unter-
schreitung des Richtwertes von 100 Jahren we-
gen der Besonderheiten des Einzelfalls für die 
Schifffahrt und die Meeresumwelt als unerheb-
lich eingestuft wird bzw. soweit zusätzliche Maß-
nahmen zur Einhaltung des Richtwertes von 
100 Jahren führen. 

In Bezug auf die Leichtigkeit des 
Schiffsverkehrs ist maßgebend, ob und in wel-
chem Maße Verkehrsteilnehmer in der Benut-
zung eines bestehenden Schifffahrtsweges ge-
hindert oder behindert werden. Auch der Um-
fang des Verkehrsaufkommens in dem konkre-
ten Gebiet und der Umfang der prognostizierten 
Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf die 
besonderen verkehrsmäßigen Verhältnisse vor 
Ort ist maßgeblich.21 

Zu der Frage, ob eine in diesem Sinne erhebli-
che Beeinträchtigung der Sicherheit und Leich-
tigkeit des Schiffsverkehrs gegeben ist, hat das 
BSH im Rahmen der Voruntersuchung ein Gut-
achten zur verkehrlich- schifffahrtspolizeilichen 
Eignung von Flächen in der AWZ der Nord- und 
Ostsee22 in Auftrag gegeben. Im Rahmen der 
Analysen wurden mögliche Auswirkungen einer 
Bebauung der zu untersuchenden Flächen mit 
Offshore-Windenergieanlagen auf die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs einschließ-
lich der damit verbundenen Risiken untersucht 
und bewertet. Dabei wurde das Risiko sowohl 
qualitativ als auch quantitativ betrachtet. 

In der qualitativen Betrachtung für jede Fläche 
wurden nach einer Beschreibung des relevanten 
Verkehrsraums der heutige und der für die Zu-
kunft prognostizierte Schiffsverkehr analysiert. 

                                                

21 Brandt/ Gaßner, SeeAnlV, § 3, Rn. 16. 

22 „Gutachterliche Stellungnahme gemäß § 12 Abs.3 Wind-
SeeG - Voruntersuchung zur verkehrlich- schifffahrtspoli-
zeilichen Eignung von Flächen in der AWZ der Nord- und 
Ostsee“, DNV-GL im Auftrag des Bundesamtes für See-
schifffahrt und Hydrographie, 06.12.2019 (Bericht Nr.: M-
W-ADER 2019.137, Rev. 1.00). 

23 „Offshore Windparks - Parameter für 

Im nächsten Schritt erfolgte eine qualitative Ab-
schätzung der Auswirkungen der Flächenschlie-
ßung sowohl für die Bauphase als auch für die 
Phase nach Fertigstellung des jeweiligen Wind-
parks. Im Anschluss wurden verschiedene Ver-
kehrssituationen, wie Begegnungen, ein Über-
holen oder kreuzende Kurse betrachtet und hin-
sichtlich der möglichen Auswirkungen ebenfalls 
qualitativ bewertet. Abschließend wurden Emp-
fehlungen für risikomindernde Maßnahmen ab-
geleitet.  

Für die quantitative Beurteilung der Auswirkun-
gen der zusätzlichen Bebauung auf der jeweili-
gen Fläche wurde eine kumulative Betrachtung 
mit allen im selben Verkehrsraum bebauten 
Windparkflächen vorgenommen. Dabei wurde 
die zeitliche Folge der Bebauung aller betrachte-
ten Flächen entsprechend des FEP 2019 ange-
setzt. Entscheidende Größe für die Beurteilung 
der Eignung einer Fläche ist hier die statistisch 
zu erwartende Zeit zwischen zwei Kollisionen. 
Grundlage für die Berechnung der zu erwarten-
den Zeit zwischen zwei Kollisionen sind die har-
monisierten Annahmen entsprechend der durch 
die zwei Arbeitsgruppen des Bundesministerium 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (heute 
BMVI) der Jahre 2004/ 05 und 2008 erzielten Er-
gebnisse zu Parametern und Grundannahmen 
für die Erstellung von technischen Risikoanaly-
sen für Offshore-Windparks23. 

Es werden die Ergebnisse mit und ohne Berück-
sichtigung zusätzlicher, das Kollisionsrisiko ver-
mindernder Maßnahmen betrachtet. Im quantita-
tiven Untersuchungsteil wurden folgende risiko-
mindernde Maßnahmen berücksichtigt: 

Risikoanalysen im Genehmigungsverfahren und Wirksam-
keit kollisionsverhindernder Maßnahmen - Bericht“, Germa-
nischer Lloid im Auftrag des Bundesamtes für Seeschiff-
fahrt und Hydrographie, 29.07.2010 (Bericht Nr. SO-ER 
2010.095 Version 1.0/2010-07-29).  
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 Ausrüstung der Schiffe mit AIS (Automatic 
Identification System) 

 Verkehrsüberwachung und Seeraumbe-
obachtung 

 Notschleppkapazitäten 

Die Verkehrsüberwachung und die Seeraumbe-
obachtung können sowohl auf manövrierunfä-
hige wie auf manövrierfähige Schiffe einwirken. 
Manövrierunfähige Schiffe können durch Ver-
kehrsüberwachung erkannt, identifiziert und di-
rekt angesprochen werden. Darüber hinaus kön-
nen erforderliche Bergungs- und Rettungsmaß-
nahmen eingeleitet werden. Für manövrierfähige 
Schiffe wurden drei Varianten der Verkehrsüber-
wachung/ Seeraumbeobachtung definiert: 

 Variante 1:   
Vollständige Verkehrsüberwachung/ See-
raumbeobachtung. Diese schließt alle Maß-
nahmen der maritimen Verkehrssicherung 
ein, sie beinhaltet eine permanente (manu-
elle) Beobachtung des Seeverkehrs durch 
ausgebildete Nautiker mit Hilfe von AIS und 
Radar. Diese Methode hat mit einem Faktor 
von 4,0 die vergleichsweise höchste Wirk-
samkeit. 

 Variante 2:   
Automatische Überwachung/Beobachtung 
mit manueller Option. Hierbei erfolgt eine 
ständige automatisierte Auswertung von 
AIS-Daten mit regelmäßigen manuellen 
Auswertungen. Die Wirksamkeit dieser Va-
riante wird mit einem Faktor von 3,0 ange-
setzt. 

 Variante 3:   
Automatische Auswertung. Hierbei erfolgt 
die Kontrolle der Ereignisse sowie ggf. die 
Auslösung von Maßnahmen nach automa-
tisch generierten Signalen infolge Unter-
schreitung vorgegebener Grenzparameter. 
Die Wirksamkeit beträgt Faktor 2,5. 

                                                

24 Die folgenden Feststellungen sind zum großen Teil direkt 
dem Gutachten „Gutachterliche Stellungnahme gemäß 
§ 12 Abs.3 WindSeeG - Voruntersuchung zur verkehrlich- 
schifffahrtspolizeilichen Eignung von Flächen in der AWZ 

Die Notschleppkapazitäten wirken sich nur auf 
manövrierunfähige Schiffe aus. Die relevanten 
Leistungsdaten von Notschleppkapazitäten sind 
Bereitschaftsposition, Geschwindigkeit und 
Pfahlzug. 

Die Wirksamkeiten der jeweils berücksichtigten 
kollisionsverhindernden Maßnahmen beruhen 
dabei auf den Ergebnissen einer Studie des Ger-
manischen Lloyd von 2008. 

Der quantitativen Untersuchung liegen die mo-
dellhaften Aufstellmuster der zukünftig zu be-
bauenden Flächen sowie die Aufstellmuster der 
Bestandswindparks zu Grunde. Die berücksich-
tigten Flächen stellen jeweils die Kumulativlage 
zum Zeitpunkt der abgeschlossenen Errichtung 
in einem Radius von 20 Seemeilen (sm) dar. 

Das Gutachten hat für alle betrachteten Flächen 
ergeben, dass der Richtwert von 100 Jahren 
nicht unterschritten wird bzw. eine Unterschrei-
tung durch Vorgaben in der Eignungsfeststel-
lung kompensierbar ist und somit im Ergebnis für 
die Sicherheit der Schifffahrt keine Gefahr be-
steht, die nicht durch Bedingungen und Auflagen 
ausgleichbar wäre. Auch verursacht die Errich-
tung und der Betrieb von Windenergieanlagen 
auf den Flächen keine erhebliche Beeinträchti-
gung der Leichtigkeit des Verkehrs. Im Einzel-
nen24: 

 Fläche N-7.2 

Die Fläche N-7.2 liegt nördlich des Verkehrstren-
nungsgebietes "German Bight Western Ap-
proach" in einem Mindestabstand von 5 sm und 
weist eine auf LAT bezogene Mindestwasser-
tiefe von 35 m auf.  

Nordöstlich dieser Fläche verläuft die Gasrohr-
leitung "Norpipe" in Nordwest-Südost-Richtung.  

der Nord- und Ostsee“, DNV-GL im Auftrag des Bundesam-
tes für Seeschifffahrt und Hydrographie, 06.12.2019 (Be-
richt Nr.: M-W-ADER 2019.137, Rev. 1.00) entnommen. 
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Östlich und westlich der Fläche N-7.2 sind Vor-
behaltsgebiete für die Schifffahrt bzw. im Ent-
wurf des Raumordnungsplans für die AWZ 
(Stand September 2020) Vorranggebiete Schifff-
fahrt vorgesehen, von denen insbesondere das 
östlich gelegene Gebiet, von dem von und zur 
Ems bestimmten Nord-Süd-Verkehr benutzt 
wird. Nördlich der Fläche liegt der Windpark 
ENBW He dreiht, der voraussichtlich bis Ende 
2025 in Betrieb genommen werden wird. 

Der ost- und westgehende Durchgangsverkehr 
läuft in dem südlich gelegenen Verkehrstren-
nungsgebiet German Bight Western Approach 
(dort fokussiert auf zwei gegenläufige und vonei-
nander getrennte Einbahnwege). 

An der östlichen Begrenzung der Fläche N-7.2 
ist darüber hinaus der von und zur Ems be-
stimmte nord- und südgehende Schiffsverkehr 
zu verzeichnen. Laut Verkehrsstatistik handelt 
es sich dabei um durchschnittlich drei Fahr-
zeuge pro Tag. 

Unter der Annahme, dass ausgehend vom Jahr 
2018 der Schiffsverkehr in der Nordsee bis zum 
Jahr 2022 insgesamt um ca. 8 % und bis zum 
Jahr 2027 insgesamt um ca. 19 % zunehmen 
wird, wäre für den direkten Bereich der Fläche 
N-7.2 selbst kein signifikanter Zuwachs zu 
erwarten. Der Durchgangsverkehr auf der Rela-
tion Deutsche Bucht-Ärmelkanal wird auch 
weiterhin u.a. in dem Verkehrstrennungsgebiet 
German Bight Western Approach fahren. 

Bzgl. des nord-südgehenden Verkehrs wären 
ebenfalls keine signifikanten Veränderungen zu 
erwarten, passierten dann durchschnittlich vier 
Fahrzeuge pro Tag die Fläche N-7.2. 

Quantitative Risikoanalyse 

Im Rahmen der quantitativen Risikoanalyse 
wurde die Kollisionswiederholungsrate für eine 
Kollision zwischen Schiff und einer Anlage auf 
der betrachteten Fläche ermittelt. In die Betrach-
tung wurden alle bis 2026 errichteten Windparks 
in dem untersuchten Verkehrsraum einbezogen.  

Ohne risikomindernde Maßnahmen ergibt sich 
eine Kollisionswiederholungsrate von 30 Jahren. 
Diese Wiederholfrequenz würde ein nach der 
AG Genehmigungsrelevante Richtwerte“ nicht 
akzeptables Risiko darstellen, wenn es nicht 
durch Minderungsmaßnahmen ausgeglichen 
werden könnte. Die Kollisionshäufigkeit für ma-
növrierfähige und manövrierunfähige Schiffe un-
ter Berücksichtigung von AIS, einer Verkehrs-
überwachung/ Seeraumbeobachtung der Vari-
ante 1 und der vorhandenen hoheitlichen Not-
schleppkapazitäten ergibt eine Wiederholfre-
quenz von 93 Jahren. Als vorhandene hoheitli-
che Notschleppkapazität wurde die „Nordic“ auf 
ihrer aktuellen Bereitschafts- bzw. Sturmposition 
berücksichtigt. Damit wird der Richtwert von 
100 Jahren bei Berücksichtigung der benannten 
Annahmen und Minderungsmaßnahmen gering-
fügig unterschritten, so dass entsprechend der 
Vorgaben der AG Genehmigungsrelevante 
Richtwerte zusätzliche risikomindernde Maß-
nahmen zum Einsatz kommen müssen.  

Zur weiteren Minimierung des Risikos ist gemäß 
dem o.g. Gutachten der Einsatz eines betreiber-
seitig vorzuhaltenden Notschleppers mit geeig-
neten Leistungsdaten erforderlich. Dem Gutach-
ten zufolge wäre beispielsweise ein angenom-
mener Schlepper mit einer Geschwindigkeit von 
14,0 kn und 70 t Pfahlzug auf einer Bereit-
schaftsposition im Umfeld des Vorhabens Tria-
nel Windpark Borkum II geeignet, die Kollisions-
wiederholungsrate auf 109 Jahre zu erhöhen.  

Qualitative Risikoanalyse 

Auch im Rahmen der qualitativen Risikoanalyse 
haben sich keine der Eignung entgegenstehen-
den Besonderheiten in Bezug auf die Fläche N-
7.2 ergeben.  

Durch die Einrichtung der Baustelle zur Errich-
tung eines Windparks auf der Fläche N-7.2 sind 
– unter Berücksichtigung der notwendigen ver-
kehrssichernden Maßnahmen - nach der gut-
achterlichen Einschätzung keine signifikanten 
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Auswirkungen auf den umgebenden Schiffsver-
kehr zu erwarten, die nicht durch Bedingungen 
und Auflagen ausgeglichen werden könnten. 
Auszugehen ist laut Gutachten von einer Ver-
drängung des nord-südgehenden Schiffsver-
kehrs nach Osten Diese Verdrängung der Ver-
kehre wird bereits durch bestehende OWP-Be-
bauung vorgezeichnet und überdies als eher ge-
ring eingestuft, so dass selbige laut Aussage des 
Gutachters zwar eine signifikante Beeinträchti-
gung der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffs-
verkehrs darstellt, welche jedoch durch den Ein-
satz einer mobilen Verkehrssicherung vor Ort als 
beherrschbar angesehen wird.  

Für die Bauphase ist nach Aussage des Gutach-
tens zudem von einer Zunahme des für die Bau-
stelle erforderlichen Zubringer- und Werkver-
kehrs auszugehen. Dieser werde insbesondere 
das Verkehrstrennungsgebiet "German Bight 
Western Approach" kreuzen, um anschließend 
hindurch zur Fläche N-7.2 zu fahren. Ein nicht 
hinnehmbares Risiko sieht das Gutachten darin 
jedoch nicht, da einerseits wirksame Verkehrs-
regeln, wie die Kollisionsverhütungsregeln 
(KVR) gelten und nach Abschluss der Bauarbei-
ten von einem Rückgang des windparkassoziier-
ten Verkehrs auszugehen sei, so dass sich auch 
der das Verkehrstrennungsgebiet "German 
Bight Western Approach" querende Verkehr 
quantitativ vermindern werde. Nach Abschluss 
der Bauarbeiten werde sich auch der nord-süd-
gehende Schiffsverkehr mit der für ihn gesperr-
ten Fläche arrangiert haben, so dass spätestens 
ab dann von einer Minderung des Risikos aus-
gegangen werden könne. Gleichwohl sei wegen 
der beginnenden Realisierung der Flächen N-9 
und N-6 mit dorthin bestimmten Baustellenver-
kehr zu rechnen. 

Unter Einbeziehung der Maritimen Verkehrssi-
cherung durch die WSV und bei Verfügbarkeit 
von hoheitlichen Notschleppern wird als Ergeb-
nis der qualitativen Risikoanalyse von einer ver-
kehrlich schifffahrtspolizeilichen Eignung der 

Fläche unter folgenden Bedingungen und Aufla-
gen ausgegangen:   

Für die Bauphase 

 Einrichtung einer Sicherheitszone um das 
Baufeld, 

 Befahrensverbot der Sicherheitszone wäh-
rend der Bauphase, 

 kardinale Betonnung des Baufeldes, 

 kollisionsfreundliche Bauweise der Anlagen, 

 Behelfsmäßige Kennzeichnung der Anlagen 
in der Bauphase, 

 Mobile Verkehrssicherung vor Ort durch 
Verkehrssicherungsfahrzeug. 

Für die Betriebsphase 

 Aufrechterhaltung der Sicherheitszone, 

 allgemeine Festlegung von Befahrensrege-
lungen durch die Generaldirektion Wasser-
straßen und Schifffahrt (GDWS), ggfs. Be-
fahrensverbot für Fahrzeuge mit einer maxi-
malen Rumpflänge von 24 m, 

 Ausrüstung des Windparks mit AIS, 

 Kennzeichnung der Anlagen als Schiff-
fahrtshindernis, 

 Seeraumbeobachtung durch Windpark-Be-
treiber. 

 Verfügbarkeit von hoheitlichen Notschlep-
pern 

Zusätzlich ist gemäß dem Ergebnis der quanti-
tativen Risikoanalyse nach Einschätzung der 
zuständigen Generaldirektion Wasserstraßen 
und Schifffahrt voraussichtlich die Gestellung 
zusätzlicher Schleppkapazität erforderlich.  

Ergebnis 

Die für die Fläche N-7.2 ermittelte Kollisionswie-
derholrate unter Berücksichtigung der zu ergrei-
fenden risikomindernden Maßnahmen liegt bei 
93 Jahren und damit über dem relevanten Richt-
wert, der durch die Arbeitsgruppe „Genehmi-
gungsrelevante Richtwerte“ des Bundesver-
kehrsministeriums auf mindestens 100 Jahre 
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festgelegt wurde. Da der Wert 7 Jahren nur ge-
ringfügig unter dem Richtwert von 100 Jahren 
liegt und Veränderungen des Verkehrsaufkom-
mens so leicht zu Änderungen im Ergebnis der 
quantitativen Risikoanalyse führen können, wird 
dem  Träger des Vorhabens im Planfeststel-
lungsverfahren aufgegeben, eine aktualisierte 
Risikoanalyse einzureichen, so dass die auf 
Grundlage der Verkehrssituation zum Zeitpunkt 
der Eignungsprüfung getroffene Aussage im 
Rahmen des Planfeststellungsverfahrens über-
prüft und erforderlichenfalls weitere Minderungs-
maßnahmen, insbesondere die Vorhaltung ei-
nes zusätzlichen privaten Notschleppers ange-
ordnet werden kann. 

Die Prüfung im Rahmen der qualitativen Risiko-
analyse ergeben keine Besonderheiten des Ein-
zelfalls, die gegen die Eignung der Fläche in ver-
kehrlich schifffahrtspolizeilicher Hinsicht spre-
chen. Die jeweils ermittelten erforderlichen Maß-
nahmen wurden, soweit ohne Kenntnis der kon-
kreten Projektparameter möglich, als Vorgaben 
in den Entwurf der Eignungsfeststellung über-
nommen (§§ 18 bis 22). Auf die Begründungen 
der einzelnen Vorgaben in zur Sicherheit und 
Leichtigkeit des Schiffsverkehrs wird insoweit 
verwiesen.  

 Fläche N-3.5 

Die Fläche N-3.5 liegt zwischen den Ver-
kehrstrennungsgebieten "Terschelling – Ger-
man Bight" und "German Bight Western Ap-
proach", jeweils in einem Mindestabstand von 2 
sm + 500 m Sicherheitszone und weist eine auf 
LAT bezogene Mindestwassertiefe von 30 m 
auf. 

Nördlich der Fläche N-3.5 verläuft die Gasrohr-
leitung "Europipe 1" in Nordwest-Südost-Rich-
tung. 

Nach Süden hin wird die Fläche N-3.5 von dem 
Windpark „Nordsee One“ begrenzt. 

Der Hauptdurchgangsverkehr läuft jeweils in den 
nördlich und südlich gelegenen Verkehrstren-
nungsgebieten, dort jeweils fokussiert auf vonei-
nander getrennte Einbahnwege mit gegenläufi-
ger Hauptverkehrsrichtung, so dass innerhalb 
und in unmittelbarer Nähe zur Fläche N-3.5 nur 
ein geringer Schiffsverkehr zu verzeichnen ist. 

Das Fachgutachten Schifffahrt kommt unter der 
Annahme, dass ausgehend vom Jahr 2018 der 
Schiffsverkehr in der Nordsee bis zum Jahr 2023 
insgesamt um etwa 10,1 % und bis zum Jahr 
2028 insgesamt um etwa 21,3 % zunehmen 
wird, zu dem Ergebnis, dass für den direkten Be-
reich der Fläche N-3.5 selbst kein nennenswer-
ter Zuwachs zu erwarten wäre. Der Durchgangs-
verkehr werde weiterhin die Verkehrstrennungs-
gebiete nutzen. 

Quantitative Risikoanalyse 

Im Rahmen der quantitativen Risikoanalyse wird 
die Kollisionswiederholungsrate für eine Kolli-
sion zwischen Schiff und einer Anlage auf der 
betrachteten Fläche ermittelt. In die Betrachtung 
werden alle bis 2028 errichteten Windparks in 
dem untersuchten Verkehrsraum einbezogen.  

Ohne risikomindernde Maßnahmen ergibt sich 
eine Kollisionswiederholungsrate von 30 Jahren. 
Diese Wiederholfrequenz würde ein nach den 
genehmigungsrelevanten Richtwerten nicht ak-
zeptables Risiko darstellen, wenn es nicht durch 
Minderungsmaßnahmen ausgeglichen werden 
kann. Die Kollisionshäufigkeit für die kumulative 
Aufstellung von manövrierfähigen und manöv-
rierunfähigen Schiffen ergibt unter Berücksichti-
gung von AIS, einer automatischen Verkehrs-
überwachung/Seeraumbeobachtung der Vari-
ante 1 und der vorhandenen hoheitlichen Not-
schleppkapazitäten eine Wiederholfrequenz von 
92 Jahren. Als vorhandene hoheitliche Not-
schleppkapazität wurde die „Nordic“ berücksich-
tigt. Damit wird der Richtwert von 100 Jahren bei 
Berücksichtigung der benannten Annahmen und 
Minderungsmaßnahmen unterschritten, so dass 
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entsprechend der Regelvermutung der Geneh-
migungsrelevanten Richtwerte zusätzliche risi-
komindernde Maßnahmen zum Einsatz kommen 
müssen.  

Zur weiteren Minimierung des Risikos ist gemäß 
dem Gutachten der Einsatz eines betreiberseitig 
betriebenen Notschleppers mit geeigneten Leis-
tungsdaten erforderlich. Dem Gutachten zufolge 
wäre beispielsweise ein angenommener Schlep-
per mit einer Geschwindigkeit von 14,0 kn und 
70 t Pfahlzug auf einer Bereitschaftsposition im 
Umfeld des Vorhabens Trianel Windpark 
Borkum II geeignet, die Kollisionswiederho-
lungsrate auf 107 Jahre zu erhöhen.  

Qualitative Risikoanalyse 

Auch im Rahmen der qualitativen Risikoanalyse 
haben sich keine der Eignung entgegenstehen-
den Besonderheiten in Bezug auf Fläche N-3.5 
ergeben.  

Durch die Einrichtung der Baustelle sind laut 
Gutachten keine signifikanten Auswirkungen auf 
den umgebenden Schiffsverkehr zu erwarten, 
die nicht durch Bedingungen und Auflagen aus-
geglichen werden können. Auszugehen sei von 
einer Zunahme des für die Baustelle erforderli-
chen Zubringer- und Werkverkehrs. Dieser 
werde insbesondere das Verkehrstrennungsge-
biet "Terschelling – German Bight" kreuzen, um 
anschließend zur Fläche N-3.8 und N-3.5 zu fah-
ren. Nach Abschluss der Bauarbeiten sei von ei-
nem Rückgang des Baustellenverkehrs auszu-
gehen. Lediglich die zum Betrieb und zur Unter-
haltung des Windparks erforderlichen Fahr-
zeuge werden das Gebiet gezielt ansteuern. 
Demzufolge werde sich der das Verkehrstren-
nungsgebiet "Terschelling – German Bight“ que-
rende Verkehr nach Ende der Bauphase quanti-
tativ vermindern.  

Ein nicht hinnehmbares Risiko sieht das Gutach-
ten darin jedoch nicht: 

Der Abstand zu den nördlich und südlich liegen-
den Verkehrstrennungsgebieten betrage min-

destens 2 sm. Daher werde für den im Ver-
kehrstrennungsgebiet (VTG) fahrenden Verkehr 
grundsätzlich nicht von einer Beeinträchtigung 
der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsver-
kehrs in Folge der Bebauung der Fläche N-3.5 
ausgegangen.  

Für die Bauphase werde von einer insgesamt 
geringen Beeinträchtigung der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Schiffsverkehrs ausgegangen. 
Dies betreffe insbesondere das VTG "Terschel-
ling – German Bight" bzw. das VTG "Jade Ap-
proach", zu dessen Querung der Bauverkehr ge-
zwungen sein werde. Angesichts der Eigenver-
antwortung der jeweiligen Schiffsführung für ein 
regelgerechtes Handeln in Verbindung mit den 
Vorgaben der KVR sowie der von der WSV ein-
gerichteten Maritimen Verkehrssicherung sei 
dies infolge des Querens der Einbahnwege des 
Verkehrstrennungsgebietes induzierte Risikoer-
höhung als beherrschbar anzusehen, ohne dass 
es weiterer risikomindernder Maßnahmen be-
dürfte. 

Infolge der Bebauung und der damit neu entste-
henden Schifffahrtshindernisse sei mit einer er-
höhten Kollisionswahrscheinlichkeit zwischen 
Schiff und Offshore-Windenergieanlagen zu 
rechnen, die durch Bedingungen bzw. Auflagen 
ausgeglichen werden könne. 

Unter Einbeziehung der Maritimen Verkehrssi-
cherung durch die WSV und bei Verfügbarkeit 
von hoheitlichen Notschleppern wird als Ergeb-
nis der qualitativen Risikoanalyse von einer ver-
kehrlich schifffahrtspolizeilichen Eignung der 
Fläche unter folgenden Bedingungen ausgegan-
gen:   

Für die Bauphase 

 Einrichtung einer Sicherheitszone um das 
Baufeld 

 Befahrensverbot der Sicherheitszone wäh-
rend der Bauphase 

 kardinale Betonnung des Baufeldes 

 kollisionsfreundliche Bauweise der Anlagen 
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 Behelfsmäßige Kennzeichnung der Anlagen 
in der Bauphase 

 Mobile Verkehrssicherung vor Ort durch 
Verkehrssicherungsfahrzeug 

Für die Betriebsphase 

 Aufrechterhaltung der Sicherheitszone 

 allgemeine Festlegung von Befahrensrege-
lungen durch die GDWS, ggfs. Befahrens-
verbot für Fahrzeuge mit einer maximalen 
Rumpflänge von 24 m 

 Ausrüstung des Windparks mit AIS 

 Kennzeichnung der Anlagen als Schiff-
fahrtshindernis 

 Seeraumbeobachtung durch Windpark-Be-
treiber 

Zusätzlich ist gemäß dem Ergebnis der quanti-
tativen Risikoanalyse nach Einschätzung der 
zuständigen Generaldirektion Wasserstraßen 
und Schifffahrt voraussichtlich die Gestellung 
zusätzlicher Schleppkapazität erforderlich.  

Ergebnis 

Die für die Fläche N-3.5 ermittelte Kollisionswie-
derholrate liegt unter Berücksichtigung risiko-
mindernder Maßnahmen bei 92 Jahren und da-
mit unter dem relevanten gesellschaftlichen Ak-
zeptanzgrenzwert, der durch die Arbeitsgruppe 
„Genehmigungsrelevante Richtwerte“ des Bun-
desverkehrsministeriums auf mindestens 100 
Jahre festgelegt wurde. Da der Wert 7 Jahren 
nur geringfügig unter dem Richtwert von 100 
Jahren liegt und Veränderungen des Verkehrs-
aufkommens so leicht zu Änderungen im Ergeb-
nis der quantitativen Risikoanalyse führen kön-
nen, ist dem  Träger des Vorhabens im Planfest-
stellungsverfahren aufzugeben, eine aktua-
liserte Risikoanalyse einzureichen, so dass die 
auf Grundlage der Verkehrssituation zum Zeit-
punkt der Eignungsprüfung getroffene Aussage 
im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens 
überprüft und erforderlichenfalls weitere Minde-
rungsmaßnahmen, insbesondere die Vorhaltung 

eines zusätzlichen privaten Notschleppers ange-
ordnet werden kann. 

Die Prüfung im Rahmen der qualitativen Risiko-
analyse bzw. die Einstufung der Szenarien in die 
Risikomatrix nach Standard Konstruktion erge-
ben keine Besonderheiten des Einzelfalls, die 
gegen die Eignung der Fläche in verkehrlich 
schifffahrtspolizeilicher Hinsicht sprechen.  

Die weiteren nach dem Gutachten erforderlichen 
Maßnahmen werden, soweit ohne Kenntnis der 
konkreten Projektparameter möglich, ebenfalls 
als Vorgaben in den Entwurf der Eignungsfest-
stellung übernommen (§§ 18 bis 22). Auf die Be-
gründungen dieser Vorgaben wird insoweit ver-
wiesen. 

 Fläche N-3.6 

Die Fläche N-3.6 liegt zwischen den Ver-
kehrstrennungsgebieten "Terschelling – Ger-
man Bight" und "German Bight Western Ap-
proach", jeweils in einem Mindestabstand von 2 
sm + 500 m Sicherheitszone und weist eine auf 
LAT bezogene Mindestwassertiefe von 30 m 
auf. 

Nordöstlich der Fläche N-3.6 verläuft die Gas-
rohrleitung "Europipe 1" in Nordwest-Südost-
Richtung. Südwestlich dieser Fläche verläuft die 
Gasrohrleitung „Norpipe“. 

Nach Süden hin wird die Fläche N-3.6 von dem 
Windpark „Nordsee One“ begrenzt. 

Der Hauptdurchgangsverkehr läuft jeweils in den 
nördlich und südlich gelegenen Verkehrstren-
nungsgebieten, dort jeweils fokussiert auf vonei-
nander getrennte Einbahnwege mit gegenläufi-
ger Hauptverkehrsrichtung, so dass innerhalb 
und in unmittelbarer Nähe zur Fläche N-3.6 nur 
ein geringer Schiffsverkehr zu verzeichnen ist. 
An der Westseite dieser Fläche läuft parallel 
dazu der Versorgungsverkehr in Nord-Süd-Rich-
tung (und vice versa) für die weiter nördlich ge-
legenen Windparks vorbei. 

Das Fachgutachten Schifffahrt kommt unter der 
Annahme, dass ausgehend vom Jahr 2018 der 
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Schiffsverkehr in der Nordsee bis zum Jahr 2023 
insgesamt um etwa 10,1 % und bis zum Jahr 
2028 insgesamt um etwa 21,3 % zunehmen 
wird, zu dem Ergebnis, dass für den direkten Be-
reich der Fläche N-3.6 selbst kein nennenswer-
ter Zuwachs zu erwarten sei. Der Durchgangs-
verkehr werde weiterhin die Verkehrstrennungs-
gebiete nutzen. 

Quantitative Risikoanalyse 

Im Rahmen der quantitativen Risikoanalyse wird 
die Kollisionswiederholungsrate für eine Kolli-
sion zwischen Schiff und einer Anlage auf der 
betrachteten Fläche ermittelt. In die Betrachtung 
werden alle bis 2028 errichteten Windparks in 
dem untersuchten Verkehrsraum einbezogen.  

Ohne risikomindernde Maßnahmen ergibt sich 
eine Kollisionswiederholungsrate von 27 Jahren. 
Diese Wiederholfrequenz würde gemäß den ge-
sellschaftlichen Akzeptanzgrenzwerten der AG 
„Genehmigungsrelevante Richtwerte“ ein nicht 
akzeptables Risiko darstellen, wenn es nicht 
durch Minderungsmaßnahmen ausgeglichen 
werden kann. Die Kollisionshäufigkeit für die ku-
mulative Aufstellung von manövrierfähigen und 
manövrierunfähigen Schiffen ergibt unter Be-
rücksichtigung von AIS, einer automatischen 
Verkehrsüberwachung/Seeraumbeobachtung 
der Variante 1 und der vorhandenen hoheitli-
chen Notschleppkapazitäten eine Wiederholfre-
quenz von 84 Jahren. Als vorhandene hoheitli-
che Notschleppkapazität wurde die „Nordic“ be-
rücksichtigt. Damit wird der Richtwert von 100 
Jahren bei Berücksichtigung der benannten An-
nahmen und Minderungsmaßnahmen unter-
schritten, so dass entsprechend der Regelver-
mutung der AG Genehmigungsrelevante Richt-
werte zusätzliche risikomindernde Maßnahmen 
zum Einsatz kommen müssen.  

Zur weiteren Minimierung des Risikos ist nach 
dem Gutachten der Einsatz eines betreiberseitig 
betriebenen Notschleppers mit geeigneten Leis-
tungsdaten erforderlich. Dem Gutachten zufolge 

wäre beispielsweise ein angenommener Schlep-
per mit einer Geschwindigkeit von 14,0 kn und 
70 t Pfahlzug auf einer Bereitschaftsposition im 
Umfeld des Vorhabens Trianel Windpark 
Borkum II geeignet, die Kollisionswiederho-
lungsrate auf 97 Jahre zu erhöhen. Damit läge 
diese jedoch weiterhin geringfügig unter dem 
Richtwert von 100 Jahren. 

Qualitative Risikoanalyse 

Auch im Rahmen der qualitativen Risikoanalyse 
haben sich keine der Eignung entgegenstehen-
den Besonderheiten in Bezug auf Fläche N-3.6 
ergeben.  

Durch die Einrichtung der Baustelle sind laut 
Gutachten keine signifikanten Auswirkungen auf 
den umgebenden Schiffsverkehr zu erwarten, 
die nicht durch Bedingungen und Auflagen aus-
geglichen werden können. Auszugehen sei von 
einer Zunahme des für die Baustelle erforderli-
chen Zubringer- und Werkverkehrs. Dieser 
werde insbesondere das Verkehrstrennungsge-
biet "Terschelling – German Bight" kreuzen, um 
anschließend zur Fläche N-3.6 zu fahren. Nach 
Abschluss der Bauarbeiten sei von einem Rück-
gang des Baustellenverkehrs auszugehen. Le-
diglich die zum Betrieb und zur Unterhaltung des 
Windparks erforderlichen Fahrzeuge werden 
das Gebiet ansteuern. Demzufolge werde sich 
der das Verkehrstrennungsgebiet "Terschelling 
– German Bight“ querende Verkehr nach Ende 
der Bauphase quantitativ vermindern.  

Ein nicht hinnehmbares Risiko sieht das Gutach-
ten darin jedoch nicht: 

Der Abstand zu den nördlich und südlich liegen-
den Verkehrstrennungsgebieten betrage min-
destens 2 sm + 500 m Sicherheitszone. Daher 
werde für den im Verkehrstrennungsgebiet 
(VTG) fahrenden Verkehr grundsätzlich nicht 
von einer Beeinträchtigung der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Schiffsverkehrs in Folge der Be-
bauung der Fläche N-3.6 ausgegangen.  

Für die Bauphase werde von einer insgesamt 
geringen Beeinträchtigung der Sicherheit und 
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Leichtigkeit des Schiffsverkehrs ausgegangen. 
Dies betreffe insbesondere das VTG "Terschel-
ling – German Bight" bzw. das VTG "Jade Ap-
proach", zu dessen Querung der Bauverkehr ge-
zwungen sein werde. Angesichts der Eigenver-
antwortung der jeweiligen Schiffsführung für ein 
regelgerechtes Handeln in Verbindung mit den 
Vorgaben der KVR sowie der von der WSV ein-
gerichteten Maritimen Verkehrssicherung sei die 
infolge des Querens der Einbahnwege des Ver-
kehrstrennungsgebietes induzierte Risikoerhö-
hung als beherrschbar anzusehen, ohne dass es 
weiterer risikomindernder Maßnahmen bedürfte. 

Nach Abschluss der Bauarbeiten sei von einem 
Rückgang des Baustellenverkehrs auszugehen. 
Lediglich die zum Betrieb und zur Unterhaltung 
des Windparks erforderlichen Fahrzeuge wer-
den das Gebiet gezielt ansteuern. Demzufolge 
werde sich der die o. g. Verkehrstrennungsge-
biete querende Verkehr quantitativ vermindern 
und stelle somit gegenüber dem status quo für 
die Betriebsphase lediglich eine geringe Beein-
trächtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Schiffsverkehrs dar, die aber mit den bereits o.g. 
Maßnahmen kompensiert werden könne. 

Infolge der Bebauung und der damit neu entste-
henden Schifffahrtshindernisse sei mit einer er-
höhten Kollisionswahrscheinlichkeit zwischen 
Schiff und Offshore-Windenergieanlagen zu 
rechnen, die durch Bedingungen und Auflagen 
ausgeglichen werden könne. 

Unter Einbeziehung der Maritimen Verkehrssi-
cherung durch die WSV und bei Verfügbarkeit 
von hoheitlichen Notschleppern wird als Ergeb-
nis der qualitativen Risikoanalyse von einer ver-
kehrlich schifffahrtspolizeilichen Eignung der 
Fläche unter folgenden Bedingungen ausgegan-
gen:   

Für die Bauphase 

 Einrichtung einer Sicherheitszone um das 
Baufeld 

 Befahrensverbot der Sicherheitszone wäh-
rend der Bauphase 

 kardinale Betonnung des Baufeldes 

 kollisionsfreundliche Bauweise der Anlagen 

 Behelfsmäßige Kennzeichnung der Anlagen 
in der Bauphase 

 Mobile Verkehrssicherung vor Ort durch 
Verkehrssicherungsfahrzeug 

Für die Betriebsphase 

 Aufrechterhaltung der Sicherheitszone 

 allgemeine Festlegung von Befahrensrege-
lungen durch die GDWS, ggfs. Befahrens-
verbot für Fahrzeuge mit einer maximalen 
Rumpflänge von 24 m 

 Ausrüstung des Windparks mit AIS 

 Kennzeichnung der Anlagen als Schiff-
fahrtshindernis 

 Seeraumbeobachtung durch Windpark-Be-
treiber 

Zusätzlich ist gemäß dem Ergebnis der quanti-
tativen Risikoanalyse nach Einschätzung der 
zuständigen Generaldirektion Wasserstraßen 
und Schifffahrt voraussichtlich die Gestellung 
zusätzlicher Schleppkapazität erforderlich.  

Ergebnis 

Die für die Fläche N-3.6 ermittelte Kollisionswie-
derholrate liegt unter Berücksichtigung risiko-
mindernder Maßnahmen bei 84 Jahren und da-
mit unter dem relevanten Richtwert, der durch 
die Arbeitsgruppe „Genehmigungsrelevante 
Richtwerte“ des Bundesverkehrsministeriums 
auf mindestens 100 Jahre festgelegt wurde. Da 
der Wert 16 Jahren nur geringfügig unter dem 
Richtwert von 100 Jahren liegt und Veränderun-
gen des Verkehrsaufkommens so leicht zu Än-
derungen im Ergebnis der quantitativen Risiko-
analyse führen können, ist dem  Träger des Vor-
habens im Planfeststellungsverfahren aufzuge-
ben, eine aktualisierte Risikoanalyse einzu-
reichen, so dass die auf Grundlage der Ver-
kehrssituation zum Zeitpunkt der Eignungsprü-
fung getroffene Aussage im Rahmen des Plan-
feststellungsverfahrens überprüft und erforderli-
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chenfalls weitere Minderungsmaßnahmen, ins-
besondere die Vorhaltung eines zusätzlichen 
privaten Notschleppers angeordnet werden 
kann. 

Die Prüfung im Rahmen der qualitativen Risiko-
analyse bzw. die Einstufung der Szenarien in die 
Risikomatrix nach Standard Konstruktion erge-
ben keine Besonderheiten des Einzelfalls, die 
gegen die Eignung der Fläche in verkehrlich-
schifffahrtspolizeilicher Hinsicht sprechen.  

Die weiteren nach dem Gutachten erforderlichen 
Maßnahmen werden, soweit ohne Kenntnis der 
konkreten Projektparameter möglich, ebenfalls 
als Vorgaben in den Entwurf der Eignungsfest-
stellung übernommen (§§ 18 bis 22). Auf die Be-
gründungen dieser Vorgaben wird insoweit ver-
wiesen. 

3.3.2 Luftverkehr 

Die Errichtung und der Betrieb von Offshore-
Windparks auf den zu prüfenden Flächen führt 
zu keiner Beeinträchtigung der Sicherheit und 
Leichtigkeit des Luftverkehrs, die nicht durch 
Vorgaben ausgeglichen werden kann. 

Der Bau und Betrieb von Offshore-Windparks 
kann in verschiedenen Bereichen Auswirkungen 
auf den Flugverkehr haben. Die Windenergiean-
lagen und sonstigen Hochbauten stellen einmal 
Hindernisse für den querenden aber auch für 
den Flugverkehr von und zu den Anlagen des 
Windparks und zum windparkeigenen Hub-
schrauberlandedeck dar. Zusätzlich kann ein 
nicht ordnungsgemäß ausgerüstetes Landedeck 
oder eine nicht ordnungsgemäß ausgestaltete 
und gekennzeichnete Windenbetriebsfläche 
eine Gefahr für den windparkassoziierten Luft-
verkehr darstellen. 

 Windenergieanlagen und sonstige 
Anlagen als Luftfahrthindernisse 

Gemäß Artikel 58 Abs. 1 i. V. m. Art. 87 SRÜ gel-
ten in der AWZ grundsätzlich einige der Freihei-
ten der Hohen See. Dazu gehört gemäß Art. 58 
Abs. 1 i. V. m. Art. 87 Abs. 1 lit. b SRÜ auch die 

Freiheit des Überflugs. Das Abkommen über die 
Internationale Zivilluftfahrt vom 7. Dezember 
1944 (BGBl. 1956 II S. 412), das zuletzt durch 
die Protokolle vom 6. Oktober 2016 (BGBl. 2018 
II S. 306, 307) geändert worden ist (Chicagoer-
Abkommen), unterscheidet zum anwendbaren 
Recht in Art. 12 zwischen Staatsgebiet und Ho-
her See. Gemäß Art. 12 Satz 3 des Chicagoer 
Abkommens gelten über der Hohen See die auf-
grund des Chicagoer Abkommens erlassenen 
Regeln.  

Gemäß Kapitel 4.6 lit. b des Anhang 2 zum Chi-
cagoer Abkommens gilt für Flüge nach Sichtflug-
regeln am Tage grundsätzlich eine Mindestflug-
höhe von 150 Metern über Wasser. In der EU 
Durchführungsverordnung Nr. 923/2012 der 
Kommission vom 26. September 2012 zur Fest-
legung gemeinsamer Luftverkehrsregeln und 
Betriebsvorschriften für Dienste und Verfahren 
der Flugsicherung (EU DV 923/2012), Anhang, 
SERA.5005 lit. f Nr.2 findet sich hierzu die Kon-
kretisierung, dass Flüge nach Sichtflugregeln 
am Tage – „außer wenn dies für Start und Lan-
dung notwendig ist oder von der zuständigen Be-
hörde genehmigt wurde“ – auch nicht in einer 
Höhe von unter „150 m (500 ft) über dem höchs-
ten Hindernis innerhalb eines Umkreises von 
150 m (500 ft) um das Luftfahrzeug“ durchge-
führt werden dürfen. Gleichzeitig normiert Kapi-
tel 3.2 Anhang 2 zum Chicagoer Abkommen, 
dass der verantwortliche Pilot durch die Vorga-
ben des Abkommens nicht von der Verantwor-
tung entbunden wird, alle geeigneten Maßnah-
men zur Kollisionsvermeidung zu ergreifen.  

Für Flüge nach Sichtflugregeln bei Nacht gelten 
gemäß Kapitel 4.3 des Anhangs 2 zum Chi-
cagoer Abkommen grundsätzlich die diesbezüg-
lichen Regelungen der zuständigen Flugsiche-
rungsorganisation. 

3.3.2.1.1 Flächen N-3.5 und N-3.6 

Die Flächen N-3.5 und N-3.6 befinden sich flug-
sicherungstechnisch in der Zuständigkeit des 
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beliehenen Unternehmens DFS Deutsche Flug-
sicherung GmbH (DFS). Gemäß ENR 1.2 des 
deutschen Luftfahrthandbuchs i. V. m. § 36 Ab-
satz 1 der Luftverkehrs-Ordnung (LuftVO) sind 
dort die Regelungen gemäß EU DV 923/2012, 
Anhang, SERA.5005 lit. c anzuwenden. Nach 
EU DV 923/2012, Anhang, SERA.5005 lit. c Nr. 
5 sublit. ii ist – „außer wenn dies für Start und 
Landung notwendig ist“ – eine Mindestflughöhe 
erforderlich, die „einer Flugfläche von mindes-
tens 300 m (1000 ft) über dem höchsten Hinder-
nis in einem Umkreis von 8 km von dem ange-
nommenen Standort des Luftfahrzeugs“ ent-
spricht. 

Für Flüge nach Instrumentenflugregeln gelten 
gemäß Kapitel 5.1.2 lit. b des Anhangs 2 zum 
Chicagoer Abkommen ebenfalls die o.g. Min-
destflughöhen für Flüge nach Sichtflugregeln bei 
Nacht. 

Daraus ergibt sich, dass Mindestüberflughöhen 
von 150 Metern über Hindernissen für Flüge 
nach Sichtflugregeln am Tage (VFR) sowie Min-
destüberflughöhen von 300 Metern über dem 
höchsten Hindernis in einem Umkreis von acht 
Kilometern von dem angenommenen Standort 
des Luftfahrzeugs für Flüge nach Sichtflugregeln 
bei Nacht (NVFR) und Instrumentenflugregeln 
(IFR) geeignete Maßnahmen zur Kollisionsver-
meidung darstellen. 

Die bloße Errichtung von Windenergieanlagen 
stellt keine konkrete Gefahr für die Sicherheit 
des Luftverkehrs dar. Begründet ist dies einer-
seits durch die Festlegung der o. g. Mindestflug-
höhen, die lediglich die niedrigste Flughöhe dar-
stellen und somit nicht statisch eingehalten wer-
den müssen. Vielmehr sind die Piloten nach der 
ICAO aufgefordert, in eigener Verantwortung 
Kollisionen mit Hindernissen durch geeignete 
Maßnahmen, wie die Anpassung der Flughöhen 
zu vermeiden. 

Gleichzeitig müssen der Windpark und seine An-
lagen für den Piloten als Hindernis erkennbar 
sein. Anderenfalls bestünde die hinreichende 

Wahrscheinlichkeit, dass ein Pilot die Mindest-
flughöhe von 150 Metern (VFR) bzw. 300 Metern 
(NVFR, IFR) über Wasser wählt und es in der 
Folge zu einer Kollision zwischen Luftfahrzeug 
und Anlage kommen könnte. 

Durch eine geeignete luftfahrttechnische Kenn-
zeichnung der Anlagen kann dieser Gefahr ent-
gegengewirkt werden und wird der Windpark für 
den Piloten sichtbar, so dass er die erforderli-
chen Maßnahmen ergreifen kann. Eine entspre-
chende Kennzeichnung der Anlagen ist dem-
nach für die Eignung erforderlich (Vorgabe des 
§ 27 Entwurf der Eignungsfeststellung). Die 
Kennzeichnung speziell für den Bereich der 
deutschen AWZ ist im „Standard Offshore-Luft-
fahrt“ (SOLF) Teil 5 vom 17.08.2020 vorgege-
ben. Dieser Teil 5 des SOLF ist laut Einführungs-
erlass vom 17.08.2020 durch die Planfeststel-
lungsbehörde für alle zukünftigen Vorhaben an-
zuwenden. Er bindet zunächst aber nur die Ver-
waltung, weshalb die Einhaltung des Teil 5 des 
SOLF in der Eignungsfeststellung vorgegeben 
wird. Auf die Begründung zu den konkreten Vor-
gaben (§ 27 Entwurf der Eignungsfeststellung) 
wird ergänzend verwiesen. 

Die Flächen N-3.5 und N-3.6 befinden sich un-
terhalb des deutschen Gefahrengebietes für die 
Luftfahrt „ED-D100 (Borkum), berühren oder 
durchdringen dies aber nicht. Da das Gefahren-
gebiet in verhältnismäßig großer Höhe beginnt 
(Flugfläche 55 bzw. 5.500 ft MSL), ist eine Be-
einträchtigung der Leichtigkeit des darin stattfin-
denden Flugverkehrs durch den zukünftigen 
Offshore-Windpark unwahrscheinlich. Aber auch 
im Umkehrschluss ist die Gefährdung des vorha-
benbezogenen Schiffsverkehrs sowie des Per-
sonals und der Infrastruktur der Offshore-Wind-
parks durch etwaige Aktivitäten im Gefahrenge-
biet als gering einzustufen. 

Das Hubschrauber-Streckennetz im Verantwor-
tungsbereich der DFS wurde zum 19.03.2019 
bis auf Weiteres wieder aufgehoben, sodass im 
Gebiet 3 und damit für die Flächen N-3.5 und N-
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3.6 derzeit keine offizielle Anbindung an die üb-
rigen Hubschrauber-Streckennetze in der deut-
schen AWZ der Nordsee besteht. Eine Beein-
trächtigung der Leichtigkeit des sich auf diesen 
Strecken befindlichen Luftverkehrs durch den 
Bau und Betrieb von Offshore-Windparks ist so-
mit nicht ersichtlich. 

Ein Einfluss auf die Leichtigkeit des 
Luftverkehrs, also den Verkehrsfluss im Sinne 
einer mehr als nur unerheblichen Störung des 
flüssigen, reibungslosen und ungehinderten Ab-
laufs des Verkehrs, ist mit der Errichtung von 
Offshore Windparks auf den geprüften Flächen 
N-3.5 und N-3.6 derzeit nicht verbunden, da für 
den Luftverkehr einmal außerhalb des Luftraums 
über den Flächen, aber auch durch das Überflie-
gen dieser Flächen in ausreichendem Abstand 
genügend Ausweichmöglichkeiten zur Verfü-
gung stehen. 

3.3.2.1.2 Fläche N-7.2 

Die Fläche N-7.2 befindet sich im Zuständig-
keitsbereich der niederländischen Flugsiche-
rungsorganisation. Gemäß ENR 1.2 des nieder-
ländischen Luftfahrthandbuchs findet EU DV 
923/2012, Anhang, SERA.5005 lit. c Nr. 5 sublit. 
ii Anwendung. Daher ist dort – „außer wenn dies 
für Start und Landung notwendig ist“ – eine Min-
destflughöhe erforderlich, die „einer Flugfläche 
von mindestens 300 m (1000 ft) über dem 
höchsten Hindernis in einem Umkreis von 8 km 
von dem angenommenen Standort des Luftfahr-
zeugs“ entspricht. 

Für Flüge nach Instrumentenflugregeln gelten 
gemäß Kapitel 5.1.2 lit. b des Anhangs 2 zum 
Chicagoer Abkommen ebenfalls die o.g. Min-
destflughöhen für Flüge nach Sichtflugregeln bei 
Nacht. 

Daraus ergibt sich, dass Mindestüberflughöhen 
von 150 Metern über Hindernissen für Flüge 
nach Sichtflugregeln am Tage (VFR) sowie Min-
destüberflughöhen von 300 Metern über dem 
höchsten Hindernis in einem Umkreis von acht 
Kilometern von dem angenommenen Standort 

des Luftfahrzeugs für Flüge nach Sichtflugregeln 
bei Nacht (NVFR) und Instrumentenflugregeln 
(IFR) geeignete Maßnahmen zur Kollisionsver-
meidung darstellen. 

Die bloße Errichtung von Windenergieanlagen 
stellt keine konkrete Gefahr für die Sicherheit 
des Luftverkehrs dar. Begründet ist dies einer-
seits durch die Festlegung der o. g. Mindestflug-
höhen, die lediglich die niedrigste Flughöhe dar-
stellen und somit nicht statisch eingehalten wer-
den müssen. Vielmehr sind die Piloten nach der 
ICAO aufgefordert, in eigener Verantwortung 
Kollisionen mit Hindernissen durch geeignete 
Maßnahmen, wie die Anpassung der Flughöhen 
zu vermeiden. 

Gleichzeitig müssen der Windpark und seine An-
lagen für den Piloten als Hindernis erkennbar 
sein. Anderenfalls bestünde die hinreichende 
Wahrscheinlichkeit, dass ein Pilot die Mindest-
flughöhe von 150 Metern (VFR) bzw. 300 Me-
tern (NVFR, IFR) über Wasser wählt und es in 
der Folge zu einer Kollision zwischen Luftfahr-
zeug und Anlage kommen könnte. 

Durch eine geeignete luftfahrttechnische Kenn-
zeichnung der Anlagen kann dieser Gefahr ent-
gegengewirkt werden und wird der Windpark für 
den Piloten sichtbar, so dass er die erforderli-
chen Maßnahmen ergreifen kann. Eine entspre-
chende Kennzeichnung der Anlagen ist dem-
nach für die Eignung erforderlich (Vorgabe § 27 
Entwurf der Eignungsfeststellung). Die Kenn-
zeichnung speziell für den Bereich der deut-
schen AWZ ist im „Standard Offshore-Luftfahrt“ 
(SOLF) Teil 5 vom 17.08.2020 vorgegeben. Die-
ser Teil 5 des SOLF ist laut Einführungserlass 
vom 17.08.2020 durch die Planfeststellungsbe-
hörde für alle zukünftigen Vorhaben anzuwen-
den. Er bindet zunächst aber nur die Verwaltung, 
weshalb die Einhaltung des Teil 5 des SOLF in 
der Eignungsfeststellung vorgegeben wird. Auf 
die Begründung zu den konkreten Vorgaben (§ 
27 Entwurf der Eignungsfeststellung) wird er-
gänzend verwiesen. 
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Das Vorhabengebiet wird vollständig von dem 
niederländischen Gefahrengebiet für die Luft-
fahrt „EH-D05“ überlagert, berührt oder durch-
dringt dies aber nicht. Da das Gefahrengebiet in 
verhältnismäßig großer Höhe beginnt (Flugflä-
che 55 bzw. 5.500 ft MSL), ist eine Beeinträchti-
gung der Leichtigkeit des darin stattfindenden 
Flugverkehrs durch den zukünftigen Offshore-
Windpark unwahrscheinlich. Aber auch im Um-
kehrschluss ist die Gefährdung des vorhabenbe-
zogenen Schiffsverkehrs sowie des Personals 
und der Infrastruktur der Offshore-Windparks 
durch etwaige Aktivitäten im Gefahrengebiet als 
gering einzustufen. 

Das Gebiet 7, in dem sich die Fläche N-7.2 be-
findet, ist an das niederländische Hubschrauber-
Streckennetz angebunden. Entlang der Außen-
kanten des Gebietes 7 verlaufen Teile der fol-
genden Strecken: „KY 683“, „KY 680“, „KY 673“ 
und „KY 675“. Mit Ausnahme von „KY 680“ sind 
die Abstände zwischen der Peripherie der Flä-
che N-7.2 und den übrigen Strecken ganz oder 
teilweise kleiner als acht Kilometer. Die zuläs-
sige Mindestflughöhe beträgt auf den Strecken 
gemäß dem niederländischen Luftfahrthand-
buch jeweils 600 Meter AMSL. Sie können 
grundsätzlich ganztägig genutzt werden. Eine 
Beeinträchtigung der Leichtigkeit des sich auf 
diesen Strecken befindlichen Luftverkehrs durch 
den Bau und Betrieb eines Offshore-Windparks 
ist auf der Grundlage der derzeit verfügbaren 
Anlagenhöhen nicht ersichtlich. Sollten zukünftig 
größere Gesamthöhen realisiert werden (größer 
300 Meter SKN), wäre auf Ebene des Planfest-
stellungsverfahrens eine Einzelfallbetrachtung 
unter Berücksichtigung der erforderlichen Verti-
kalabstände für Flüge nach Sichtflugregeln bei 
Nacht sowie für solche nach Instrumentenflugre-
geln durchzuführen. 

Ein Einfluss auf die Leichtigkeit des 
Luftverkehrs also den Verkehrsfluss im Sinne 
einer mehr als nur unerheblichen Störung des 
flüssigen, reibungslosen und ungehinderten Ab-
laufs des Verkehrs ist mit der Errichtung von 

Offshore-Windparks auf der geprüften Fläche N-
7.2 jedenfalls auf der Grundlage der derzeit ver-
fügbaren Anlagenhöhen nicht verbunden, da für 
den Luftverkehr einmal außerhalb des Luftraums 
über den Flächen aber auch durch Überfliegen 
genügend Ausweichmöglichkeiten zur Verfü-
gung stehen. 

 Hubschrauberlandedeck  

Hubschrauberlandedecks sind regelmäßig erfor-
derlich, um die Windparks kurzfristig für Repara-
tur- und Wartungsarbeiten sowie ggf. für Ret-
tungsmaßnahmen erreichen zu können und stel-
len somit einen integralen Bestandteil von Offs-
hore-Windparks dar.  

Der sichere An- und Abflug auf das eigene bzw. 
benachbarte Hubschrauberlandedeck muss 
trotz Bebauung gewährleistet sein, um die Eig-
nung der Fläche für die Errichtung eines Wind-
parks uneingeschränkt feststellen zu können. 
Die Landedecks befinden sich regelmäßig auf 
den Offshore-Plattformen der Offshore-Wind-
parks oder auf den Konverterplattformen, die 
aus Effizienz-, Schiffssicherheits- und Umwelt-
schutzgründen wiederum häufig mittig in der Flä-
che und somit zwischen den Anlagen platziert 
sind. Um das Hubschrauberlandedeck einer 
Offshore-Plattform, für welches aufgrund der 
Hindernissituation die horizontale Ausdehnung 
des hindernisfreien Sektors nicht vollumfänglich 
gewährleistet werden kann, trotzdem sicher an-
fliegen zu können, müssen in geeigneter Flug-
richtung gelegene, ausreichend dimensionierte 
und gekennzeichnete An- und Abflugkorridore 
vorhanden sein, die von Bebauung freizuhalten 
sind. Die Einrichtung solcher Flugkorridore auf 
der Fläche sowie erforderlichenfalls die Freihal-
tung der Flugkorridore für die Hubschrauber-
landedecks benachbarter Vorhaben und Kon-
verterplattformen sind Voraussetzung für die 
Feststellung der Eignung der jeweiligen Fläche 
und wurden daher als Vorgaben in die 2. Wind-
SeeV aufgenommen, §§ 24, 25 Entwurf der Eig-
nungsfeststellung.  
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Ein sicherer Flugbetrieb zu den Hubschrauber-
landedecks setzt zudem eine ordnungsgemäße 
Kennzeichnung des Hubschrauberlandedecks 
selbst sowie bei Nacht der Flugwege (Turman-
strahlung) voraus. Letzteres ist ebenfalls vorge-
geben (§ 26 Entwurf der Eignungsfeststellung). 
Auf die Ausführungen in der Begründung zu den 
konkreten Vorgaben wird ergänzend verwiesen. 

 Windenbetriebsflächen 

Ähnlich wie Offshore-Plattformen häufig mit ei-
nem Hubschrauberlandedeck ausgerüstet wer-
den, werden auf Windenergieanlagen in der Re-
gel Windenbetriebsflächen installiert, um auch 
diese für Reparatur- und Wartungsarbeiten oder 
in Notfällen kurzfristig erreichen zu können. 
Gleichzeitig sind Windenbetriebsflächen auf 
Windenergieanlagen zur Gewährleistung eines 
zweiten Rettungsweges und damit zusätzlich zur 
Vermeidung von Gefahren für die körperliche 
Unversehrtheit der dort tätigen Personen erfor-
derlich. Für einen sicheren Hubschrauberwin-
denbetrieb ist wiederum eine geeignete Kenn-
zeichnung der Windenbetriebsfläche erforder-
lich, die durch Einbeziehung der „Gemeinsamen 
Grundsätze des Bundes und der Länder über 
Windenbetriebsflächen auf Windenergieanla-
gen“ vom 18. Januar 2012 (BAnz. Nr. 16, S. 338) 
vorgegeben wird.  

Hubschrauberwindenbetrieb stellt regelmäßig 
ein anspruchsvolles Flugmanöver dar, das mit 
einigen Risiken verbunden ist. Weil auf Offs-
hore-Plattformen im Gegensatz zu Windenergie-
anlagen grundsätzlich die Möglichkeit besteht, 
für den Regelzugang neben einer Schiffsüber-
stiegsmöglichkeit auch ein Hubschrauberlande-
deck einzurichten, ist die Einrichtung von Win-
denbetriebsflächen auf solchen zum Zwecke 
des Regelzugangs nicht zulässig. Soweit der 
Träger des Vorhabens dort eine Windenbe-

                                                

25 Schmälter in Theobald/ Kühling, Energierecht SeeAnlV 
§ 5 Rn. 38. 

triebsfläche zusätzlich für die Abwehr von Ge-
fahren für Leib und Leben einrichten möchte 
(Rettungsfläche), muss diese ebenfalls mit einer 
geeigneten Kennzeichnung versehen sein, um 
das Risiko sowohl für den Windengast als auch 
für die Luftfahrzeugbesatzung zu minimieren.  

Entsprechende Vorgaben wurden daher in § 23 
Entwurf der Eignungsfeststellung aufgenom-
men. Auf die Ausführungen in der Begründung 
zu der Vorgabe wird ergänzend verwiesen. 

 Ergebnis 

Der Bau von Offshore-Windparks auf den Flä-
chen N-3.5, N-3.6 und N-7.2 wird die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs nicht in der Weise 
erheblich beeinträchtigen, dass eine der Flächen 
aus diesem Grund ungeeignet ist. Die durch den 
Bau der Anlagen verursachten Beeinträchtigun-
gen können vielmehr durch Vorgaben verhütet 
oder ausgeglichen werden.  

 Sicherheit der Landes- und 
Bündnisverteidigung 

Eine Fläche ist gemäß § 10 Abs. 2 i. V. m. § 5 
Abs. 3 Nr. 4 und § 48 Abs. 4 S. 1 Nr. 3 Wind-
SeeG nur geeignet, wenn die Errichtung und der 
Betrieb von Windenergieanlagen auf See die Si-
cherheit der Landes- und Bündnisverteidigung 
nicht beeinträchtigen.  

Zudem besitzen die Wahrnehmung von Bünd-
nisaufgaben im Rahmen kollektiver Sicherheits-
systeme und der Erhalt der Funktionsfähigkeit 
der Streitkräfte Verfassungsrang. Entscheidend 
hierfür ist insbesondere die Unversehrtheit der in 
der Nord- und Ostsee vorhandenen militärischen 
Übungsgebiete.25 Ob bereits die Beeinträchti-
gung von Randbereichen dieser Übungsgebiete 
eine erhebliche Beeinträchtigung der Belange 
der Landes- und Bündnisverteidigung darstellt, 
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ist dabei abhängig von den Umständen des je-
weiligen Einzelfalls.  

Zudem sind Übungen zur Landes- und Bündnis-
verteidigung nicht auf militärische Übungsge-
biete begrenzt, sondern finden auch darüber hin-
aus statt. Insbesondere für hierbei eingesetzte 
U-Boote stellen die baulichen Anlagen eine 
mögliche Gefahrenquelle für Kollisionen dar. Um 
diese Gefahr zu vermeiden, sind bauliche Anla-
gen mit Sonartranspondern zu kennzeichnen.  

Während des Baus und des Betriebs der Anla-
gen werden vor allem zur Umsetzung von Vor-
gaben zur Untersuchung der hiermit verbunde-
nen Umweltauswirkungen verschiedene Unter-
wassermessgeräte eingesetzt. Hiedurch kann 
es zur Erfassung von zum Teil als geheim einge-
stuften Informationen kommen. Um dies im 
Sinne der Sicherheit der Landes- und Bündnis-
verteidigung zu vermeiden, ist der Einsatz sol-
cher Geräte auf das erforderliche Maß zu be-
schränken und dem Marinekommando rechtzei-
tig anzuzeigen. 

Die zur Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffs- 
und Luftverkehrs vorgesehenen Maßnahmen 
dienen auch dem militärischen Verkehr. 

3.4.1 Fläche N-3.5 

Die Fläche liegt vollständig unterhalb des deut-
schen Gefahrengebiets ED-D100 (Borkum) so-
wie des grenzüberschreitenden, zusammenge-
zogenen Gefahrgebiets EUC SEA 1. Dieses 
Übungsgebiet wird ab einer verhältnismäßig gro-
ßen Höhe (5.500 ft. MSL) über dem Meeresspie-
gel genutzt, die Belange der Landes- und Bünd-
nisverteidigung sind daher trotz der Überschnei-
dung nicht betroffen.  

Durch den Bau und den Betrieb von Windener-
gieanlagen auf der Fläche N-3.5 kommt es bei 
Einhaltung der Vorgaben nicht zu einer erhebli-
chen Beeinträchtigung von militärischen 
Übungsgebieten.  

Von einer Eignung der Fläche N-3.5 im Hinblick 
auf die Landes- und Bündnisverteidigung kann 

somit ausgegangen werden unter der Maßgabe, 
dass 

 die auf der Fläche errichteten Anlagen an 
geeigneten Standorten mit Sonartranspon-
dern gekennzeichet werden und 

 der Einsatz von akustischen, optischen, opt-
ronischen, magnetsensorischen, elektri-
schen, elektronischen, elektromagnetischen 
oder seismischen Unterwasser-Messgerä-
ten dem Marinekommando rechtzeitig im 
Vorhinein angezeigt wird (§ 28 Entwurf der 
Eignungsfeststellung) 

3.4.2 Fläche N-3.6 

Die Fläche liegt vollständig unterhalb des deut-
schen Gefahrgebiets ED-D100 (Borkum) sowie 
des grenzübergreifenden, zusammengezoge-
nen Gefahrgebiets EUC SEA 1. Diese Übungs-
gebiet wird ab einer verhaltnismäßig großen 
Höhe (5.500 ft. MSL) über Meeresspiegel ge-
nutzt, die Belange der Landes- und Bündnisver-
teidigung sind daher trotz der Überschneidung 
nicht betroffen.  

Durch den Bau und den Betrieb von Windener-
gieanlagen auf der Fläche kommt es nicht zu ei-
ner erheblichen Beeinträchtigung von militäri-
schen Übungsgebieten, wenn 

 die auf der Fläche errichteten Anlagen an 
geeigneten Standorten mit Sonartranspon-
dern gekennzeichet werden und 

 der Einsatz von akustischen, optischen, opt-
ronischen, magnetsensorischen, elektri-
schen, elektronischen, elektromagnetischen 
oder seismischen Unterwasser-Messgerä-
ten dem Marinekommando rechtzeitig im 
Vorhinein angezeigt wird (§ 28 Entwurf der 
Eignungsfeststellung). 

Von einer Eignung der Fläche N-3.5 im Hinblick 
auf die Landes- und Bündnisverteidigung kann 
somit unter Maßgabe dieser Vorgaben ausge-
gangen werden. 

3.4.3 Fläche N-7.2 

Für die Fläche N-7.2 erscheinen Belange der 
Landes- und Bündnisverteidigung nicht berührt. 
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Die Fläche liegt vollständig unterhalb des nieder-
ländischen Gefahrengebiets EH-D05 sowie dem 
grenzübergreifenden, zusammengezogenen 
Gefahrgebiet EUC SEA 1. Da es sich bei erste-
rem Gebiet um ein solches unter niederländi-
scher Kontrolle handelt, wird diesbezüglich auf 
die Prüfung unter 3.8.5 (Internationale militäri-
sche Belange) verwiesen. 

Von einer Eignung der Fläche N-7.2 im Hinblick 
auf die Landes- und Bündnisverteidigung kann 
somit ausgegangen werden unter der Maßgabe, 
dass 

 die auf der Fläche errichteten Anlagen 
an geeigneten Standorten mit Sonar-
transpondern gekennzeichet werden 
und 

 der Einsatz von akustischen, optischen, 
optronischen, magnetsensorischen, 
elektrischen, elektronischen, elektro-
magnetischen oder seismischen Unter-
wasser-Messgeräten dem Marinekom-
mando rechtzeitig im Vorhinein ange-
zeigt wird (§ 28 Entwurf der Eignungs-
feststellung). 

 Vereinbarkeit mit vorrangigen 
bergrechtlichen Aktivitäten 

Eine Fläche ist gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 2a i. V. m. 
§ 48 Abs. 4 S. 1 Nr. 4 WindSeeG nur geeignet, 
wenn die Errichtung und der Betrieb von Wind-
energieanlagen auf See mit vorrangigen berg-
rechtlichen Aktivitäten vereinbar sind. 

Nach der gesetzlichen Begründung zu § 48 
Abs. 4 S. 1 Nr. 4 WindSeeG liegen bergrechtli-
che Aktivitäten in der Regel nur dann vor, wenn 
eine tatsächlich genutzte Zulassung zum Abbau 
von Rohstoffen an einer bestimmten Stelle be-
steht. Das bloße Bestehen von großflächigen 
Aufsuchungserlaubnissen oder Bewilligungen 

                                                

26 BT-Drs. 17/8860, S. 311. 

begründet hingegen üblicherweise keine vorran-
gige bergrechtliche Aktivität.26  

Im Bereich der zu prüfenden Flächen N-3.5, N-
3.6 und N-7.2 bestehen nach Kenntnis des BSH 
keine Zulassungen zum Abbau von Rohstoffen. 
Die zu prüfenden Flächen sind insofern mit vor-
rangigen bergrechtlichen Aktivitäten vereinbar.  

 Vereinbarkeit mit bestehenden 
und geplanten Kabel-, Offshore-
Anbindungs-, Rohr- und sonsti-
gen Leitungen 

Eine Fläche ist gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 2a i. V. m. 
§ 48 Abs. 4 S. 1 Nr. 5 WindSeeG nur geeignet, 
wenn die Errichtung und der Betrieb von Wind-
energieanlagen auf See auf dieser Fläche mit 
bestehenden und geplanten Kabel-, Offshore-
Anbindungs-, Rohr- und sonstigen Leitungen 
vereinbar sind.  

Im Bereich des deutschen Festlandsockels ver-
laufen zahlreiche Seekabel und Rohrleitungen, 
deren Verlauf den neuesten amtlichen Seekar-
ten des BSH zu entnehmen ist. Die tatsächlichen 
Kabellagen können von den Angaben in den 
Seekarten abweichen. In Zweifelsfällen steht in 
Bezug auf Telekommunikations-Seekabel die 
Deutsche Telekom, Bereich Seekabel, für Aus-
künfte zur Verfügung. 

Trassen oder Trassenkorridore für Offshore-An-
bindungsleitungen (§ 5 Abs. 1 Nr. 7 WindSeeG) 
und grenzüberschreitende Stromleitungen (§ 5 
Abs. 1 Nr. 9 WindSeeG) werden im FEP festge-
legt. Für die weiteren Leitungen findet keine 
übergeordnete Fachplanung statt. Den Rahmen 
für diese Planungen bilden die Festlegungen der 
Raumordnungspläne für die deutsche AWZ der 
Nord- bzw. Ostsee. 

Sowohl der FEP als auch die Raumordnungs-
pläne treffen Festlegungen, die die Vereinbarkeit 
von Planungen mit bestehenden und geplanten 
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Leitungen sicherstellen sollen. Dies sind inbe-
sondere Vorgaben für einzuhaltende Abstände 
zu bestehenden bzw. geplanten Leitungen, zur 
Vermeidung von Kreuzungen und zur Ausfüh-
rung von nicht vermeidbaren Kreuzungen. 

Um die Eignung der zu prüfenden Flächen zu 
gewährleisten, sind auch bei der Planung und 
Errichtung der Anlagen auf den Flächen Vorga-
ben erforderlich (§ 34 Absätze 1 bis 3 Entwurf 
der Eignungsfeststellung):  

 Im Umfeld von bestehenden Seekabeln und 
Rohrleitungen Dritter ist deren Sicherheit 
bei der Planung und Durchführung von Ar-
beiten zu berücksichtigen.  

 Kreuzungen der parkinternen Verkabelung 
mit Kabeln oder Rohrleitungen Dritter sind, 
wenn möglich, zu vermeiden. In einem 
Schutzbereich von 500 m beiderseits von 
Kabeln oder Rohrleitungen Dritter dürfen 
grundsätzlich keinerlei Einwirkungen auf 
den Meeresboden vorgenommen werden. 
Hiervon abweichendes ist mit dem jeweili-
gen Eigentümer ggf. zu vereinbaren. 

 Die im FEP festgelegten Trassen zur Anbin-
dung von Konverterplattformen sowie 
500 Meter beidseits dieser Trassen von ei-
ner Bebauung freizuhalten. Innerhalb von 
500 Metern beidseits dieser Trassen dürfen 
keine parkinternen Seekabelsysteme ver-
legt werden. Der Träger des Vorhabens hat 
sicherzustellen, dass die parkinternen See-
kabelsysteme die Trasse derjenigen Anbin-
dungsleitung des Übertragungsnetzbetrei-
bers, die die jeweilige Fläche anbindet, nicht 
kreuzen. 

Ergänzend wird auf die Begründung dieser Vor-
gaben im Entwurf der Eignungsfeststellung ver-
wiesen. 

3.6.1 Fläche N-3.5 

Parallel zum südlichen sowie teilweise zum 
westlichen Rand der Fläche legt der FEP 2020 
die Trasse für das Gleichstrom-Seekabelsystem 
NOR-3-2 zur Anbindung der zwischen den Flä-
chen N-3.6 und N-3.5 gelegenen Konverterplatt-
form fest. Im Nordosten wird die Fläche durch 

die Gleichstrom-Seekabelsysteme „BorWin1“ 
und „BorWin2“ begrenzt. Parallel zur südlichen 
Ausragung der Fläche legt der FEP 2020 östlich 
die Trasse für das Drehstrom-Seekabelsystem 
zur Anbindung der Umspannplattform der Flä-
che N-3.8 an die Konverterplattform fest. Inner-
halb der Fläche ist das Drehstrom-Netzanbin-
dungssystem „Innogy Nordsee 3“ genehmigt. 
Nach derzeitigen Erkenntnissen wird von der 
Anbindung „Innogy Nordsee 3“ voraussichtlich 
kein Gebrauch gemacht. 

Soweit die einleitend genannten Maßnahmen 
umgesetzt werden, erscheinen die Errichtung 
und der Betrieb von Windenergieanlagen auf 
See auf der Fläche N-3.5 mit bestehenden und 
geplanten Kabel-, Offshore-Anbindungs-, Rohr- 
und sonstigen Leitungen vereinbar. 

3.6.2 Fläche N-3.6 

Parallel zum östlichen Rand der Fläche N-3.6 
legt der FEP 2020 die Trasse für die Anbin-
dungsleitung „NOR-3-2“ fest. Parallel zum nord-
östlichen Rand der Fläche verlaufen die in Be-
trieb befindlichen Anbindungsleitungen „Bor-
Win1“ und „BorWin2“.  

Soweit die einleitend genannten Maßnahmen 
umgesetzt werden, erscheinen die Errichtung 
und der Betrieb von Windenergieanlagen auf 
See auf der Fläche N-3.6 mit bestehenden und 
geplanten Kabel-, Offshore-Anbindungs-, Rohr- 
und sonstigen Leitungen vereinbar. 

3.6.3 Fläche N-7.2 

Die Fläche N-7.2 wird von Westen nach Osten 
durch die durch den FEP 2020 festgelegte 
Trasse für das Gleichstrom-Seekabelsystem so-
wie durch die darüber liegenden in Betrieb be-
findlichen Anbindungsleitungen „BorWin 1“ und 
„BorWin 2“ in nördliche und südliche Bereiche 
zerschnitten. Zudem zerschneidet von Südwes-
ten in Richtung Nordosten das aktive Datenka-
bel „Atlantic Crossing 2“ die Fläche. Im östlichen 
Teil wird die Fläche durch das in Betrieb befind-
liche Gleichstrom-Seekabelsystem „NorNed“ 
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von Norden nach Süden zerschnitten. Innerhalb 
des südlichen größten Teils der Fläche N-7.2 
legt der FEP 2020 eine Trasse für das Gleich-
strom-Seekabelsystem „NOR-7-2“ zur Anbin-
dung der in der Fläche gelegenen Konverter-
plattform fest. Weitestgehend parallel zum nord-
östlichen Rand der Fläche liegt die aktive Erd-
gasleitung „Norpipe“.  

Beim Bau von Kreuzungen von Seekabeln wird 
Hartsubstrat in den Boden eingebracht. Unter 
den Aspekten der Minderung des Eingriffs in die 
Meeresumwelt sollen Kreuzungen so weit wie 
möglich vermieden werden. Zum Anschluss der 
drei nördlichen Teile der Fläche an den durch 
den FEP 2020 festgelegten Standort der Kon-
verterplattform der Anbindungsleitung „NOR-7-
2“ im größten, südlich gelegenen Flächenteil 
wird jedoch die parkinterne Verkabelung die in 
Betrieb befindlichen Anbindungsleitungen „Bor-
Win 1“ und „BorWin 2“ sowie die im FEP 2020 
festgelegte Trasse für das Gleichstrom-Seeka-
belsystem von „NOR-6-3“ kreuzen müssen. 
Auch wird zum Anschluss des nordwestlichen 
und des südwestlichen Teils der Fläche das ak-
tive Datenkabel „Atlantic Crossing 2“ gekreuzt 
werden müssen. Ferner wird der Anschluss des 
südöstlichen Teils der Fläche die Kreuzung des 
in Betrieb befindlichen Gleichstrom-Seekabel-
systems „NorNed“ erfordern. Die Anzahl der 
Kreuzungen ist dabei auf das technisch notwen-
dige Minimum zu begrenzen. 

Auf Grundlage der Ermächtigung des § 12 
Abs. 5 S. 2 WindSeeG kann im Rahmen der Eig-
nungsfeststellung nicht angeordnet werden, 
dass der Eigentümer des jeweiligen Kabels die 
Kreuzung zu dulden hat. Die Kreuzung ist daher 
vom Träger des Vorhabens mit dem jeweiligen 
Eigentümer des betreffenden Kabels vertraglich 
zu vereinbaren.  

Im Rahmen von Offshore-Projekten werden re-
gelmäßig Kreuzungsbauwerke hergestellt. Für 
Kreuzungen wird auf den Planungsgrundsatz 
4.4.4.5 des FEP 2020 verwiesen. Empfehlungen 
für die Herstellung von Kreuzungsbauwerken 

sind zudem z. B. in den Empfehlungen der Eu-
ropean Subsea Cable Association (ESCA) und 
des International Cable Protection Committee 
(ICPC) niedergelegt. Hinsichtlich der Anforde-
rungen des Umweltschutzes wird insbesondere 
auf die Vorgabe des § 16 im Entwurf der Eig-
nungsfeststellung verwiesen. Daher wird nach 
dem derzeitigen Kenntnisstand insofern nicht 
von einer Einschränkung der Eignung der be-
troffenen Teilflächen ausgegangen.  

Hinsichtlich der durch den FEP 2020 innerhalb 
des größten Teils der Fläche festgelegten 
Trasse von „NOR-7-2“ zur Anbindung der Kon-
verterplattform muss die sichere Verlegung und 
ggf. Reparatur der Kabelsysteme gewährleistet 
sein. Dies dient auch der zuverlässigen Netzan-
bindung des Offshore-Windparks auf der Fläche. 
Die Errichtung und der Betrieb von Windenergie-
anlagen auf der Fläche muss mit den bestehen-
den oder geplanten Offshore-Anbindungsleitun-
gen des Übertragungsnetzbetreibers vereinbar 
sein. Deshalb darf im Trassenraum keine park-
interne Verkabelung verlegt werden und die 
Kreuzung der Trasse „NOR-7-2“ mit der parkin-
ternen Verkabelung ist untersagt. Letzteres Ver-
bot schließt zudem einen Eingriff in die Mee-
resumwelt durch das Einbringen von Hartsub-
strat zur Herstellung einer Kabelkreuzung aus.  

Soweit diese sowie die einleitend genannten 
Maßnahmen umgesetzt werden, erscheinen die 
Errichtung und der Betrieb von Windenergiean-
lagen auf See auf der Fläche N-7.2 mit beste-
henden und geplanten Kabel-, Offshore-Anbin-
dungs-, Rohr- und sonstigen Leitungen verein-
bar. 

 Vereinbarkeit mit bestehenden 
und geplanten Standorten von 
Konverterplattformen oder Um-
spannanlagen 

Eine Fläche ist gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 2a i. V. m. 
§ 48 Abs. 4 S. 1 Nr. 6 WindSeeG nur geeignet, 
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wenn die Errichtung und der Betrieb von Wind-
energieanlagen auf See auf dieser Fläche mit 
bestehenden und geplanten Standorten von 
Konverterplattformen oder Umspannanlagen 
vereinbar sind. Nach § 5 Abs. 1 Nr. 6 WindSeeG 
trifft der FEP Festlegungen über Standorte von 
Konverterplattformen und, soweit möglich, Um-
spannanlagen. 

Um die Eignung der zu prüfenden Flächen zu 
gewährleisten, ist auch bei der Planung und Er-
richtung der Anlagen auf den Flächen eine Vor-
gabe erforderlich (§ 34 Absatz 4 Entwurf der Eig-
nungsfeststellung). In einem Schutzbereich von 
1.000 Metern um den im FEP festgelegten 
Standort der Konverterplattform des zuständi-
gen Übertragungsnetzbetreibers dürfen grund-
sätzlich keine Windenergieanlagen errichtet 
werden. Ausnahmen hiervon sind im Einverneh-
men mit dem Netzbetreiber in einem Bereich von 
500 bis 1.000 Metern um den Standort möglich. 
Arbeiten innerhalb des gesamten Schutzbe-
reichs von 1.000 Metern dürfen nur im Einver-
nehmen mit dem zuständigen Übertragungs-
netzbetreiber erfolgen. 

3.7.1 Flächen N-3.5 und N-3.6 

Zwischen den Flächen N-3.5 und N-3.6 legt der 
FEP 2020 einen Standort für eine Konverter-
plattform mit dem 66 kV-Anbindungskonzept der 
Anbindungsleitung „NOR-3-2“ fest.  

Nach dem Planungsgrundsatz 4.4.1.6 des 
FEP 2020 („Berücksichtigung aller bestehen-
den, genehmigten und festgelegten Nutzun-
gen“), ist zwischen Offshore-Plattformen und 
den nächstgelegenen Windenergieanlagen ein 
Abstand von mindestens 500 m einzuhalten, so-
weit die Baugrundverhältnisse nicht größere Ab-
stände erfordern. Im Bereich von Umspann- und 
Konverterplattformen ist aufgrund des Einzugs 
einer Vielzahl von Kabelsystemen sicherzustel-
len, dass ausreichend Raum für die Führung der 
Seekabelsysteme des Übertragungsnetzbetrei-
bers zur Verfügung steht. Das Freihalten dieses 

Abstands um den Plattformsstandort gewähr-
leistet, dass neben der Plattform ausreichend 
Raum bei der Errichtung oder Reparatur für 
Jack-up- oder sonstige Bauschiffe vorhanden ist 
und die parkinterne Verkabelung an die Platt-
form herangeführt werden kann. Der zu Konver-
terplattformen mit dem 66 kV-Direktanbindungs-
konzept erforderliche Abstand geht über den im 
Planungsgrundsatz 4.4.1.6 des FEP 2020 gere-
gelten Mindestabstand von 500 m hinaus (vgl. 
Planungsgrundsatz 4.4.3.2 des FEP 2020). Er 
beträgt grundsätzlich 1.000 m. Diese Plattfor-
men sind größer als etwa die Plattformen mit 
dem 155 kV-Anbindungskonzept. Auch ist ein 
größerer Abstand erforderlich, da eine gegen-
über anderen Plattformen größere Anzahl an 
Kabeln einzuziehen ist. Der größere Abstand 
stellt insbesondere sicher, dass Reparaturen der 
Kabel und der Plattform möglich sind.  

Im Einzelfall kann der Abstand von Windenergie-
anlagen zur Konverterplattform unter 1.000 m 
liegen, sofern ein Mindestabstand von 500 m 
eingehalten wird. Eine solche Reduzierung des 
Abstandes ist nur im Einvernehmen mit dem zu-
ständigen Übertragungsnetzbetreiber möglich. 
Aufgrund der räumlichen Nähe zwischen Wind-
park, den Anbindungsleitungen und Plattformen 
erwächst ein hoher Abstimmungsbedarf zwi-
schen dem Vorhabensträger des Windparks und 
dem zuständigen Übertragungsnetzbetreiber.  

Werden diese Maßnahmen umgesetzt, beste-
hen keine grundsätzlichen Bedenken hinsicht-
lich der Vereinbarkeit von Errichtung und Betrieb 
von Windenergieanlagen auf den Flächen N-3.5 
und N-3.6 mit diesem im FEP 2020 festgelegtem 
Standort für die Konverterplattform. 

3.7.2 Fläche N-7.2 

In der Fläche N-7.2 legt der FEP 2020 einen 
Standort für eine Konverterplattform dem 66 kV- 
Anbindungskonzept der Anbindungsleitung 
„NOR-7-2“ fest. Dieser Standort liegt etwa mittig 
im größten, südlich gelegenen Teil der Fläche. 
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Nach dem Planungsgrundsatz 4.4.1.6 des 
FEP 2020 („Berücksichtigung aller bestehen-
den, genehmigten und festgelegten Nutzun-
gen“), ist zwischen Offshore-Plattformen und 
den nächstgelegenen Windenergieanlagen ein 
Abstand von mindestens 500 m einzuhalten, so-
weit die Baugrundverhältnisse nicht größere Ab-
stände erfordern. Im Bereich von Umspann- und 
Konverterplattformen ist aufgrund des Einzugs 
einer Vielzahl von Kabelsystemen sicherzustel-
len, dass ausreichend Raum für die Führung der 
Seekabelsysteme des zuständigen Übertra-
gungsnetzbetreibers zur Verfügung steht. Das 
Freihalten dieses Abstands um den Platt-
formsstandort gewährleistet, dass neben der 
Plattform ausreichend Raum bei der Errichtung 
oder Reparatur für Jack-up- oder sonstige Bau-
schiffe vorhanden ist und die parkinterne Verka-
belung an die Plattform herangeführt werden 
kann. Der zu Konverterplattformen mit dem 66 
kV-Anbindungskonzept erforderliche Abstand 
geht über den im Planungsgrundsatz 4.4.1.6 des 
FEP 2020 geregelten Mindestabstand von 
500 m hinaus (vgl. Planungsgrundsatz 4.4.3.2 
des FEP 2020). Er beträgt grundsätzlich 
1.000 m. Diese Plattformen sind größer als etwa 
die Plattformen mit dem 155 kV-Anbindungskon-
zept. Auch ist ein größerer Abstand erforderlich, 
da eine gegenüber anderen Plattformen größere 
Anzahl an Kabeln einzuziehen ist. Der größere 
Abstand stellt insbesondere sicher, dass Repa-
raturen der Kabel und der Plattform möglich 
sind.  

Im Einzelfall kann der Abstand von Windenergie-
anlagen zur Konverterplattform unter 1.000 m 
liegen, sofern ein Mindestabstand von 500 m 
eingehalten wird. Eine solche Reduzierung des 
Abstandes ist nur im Einvernehmen mit dem zu-
ständigen Übertragungsnetzbetreiber möglich. 
Aufgrund der räumlichen Nähe zwischen Wind-
park, den Anbindungsleitungen und Plattformen 
erwächst ein hoher Abstimmungsbedarf zwi-
schen dem Vorhabensträger des Windparks und 
dem zuständigen Übertragungsnetzbetreiber.  

Werden diese Maßnahmen umgesetzt, beste-
hen keine grundsätzlichen Bedenken hinsicht-
lich der Vereinbarkeit von Errichtung und Betrieb 
von Windenergieanlagen auf der Fläche N-7.2 
mit diesem geplanten Standort für die Konverter-
plattform. 

 Kein Entgegenstehen anderer 
Anforderungen nach diesem Ge-
setz und sonstiger öffentlich-
rechtlicher Bestimmungen bzw. 
sonstiger überwiegender öffent-
licher oder privater Belange 

Abschließend sind keine öffentlich-rechtlichen 
Bestimmungen, überwiegende öffentlich-rechtli-
che oder private Belange bzw. sonstige Anforde-
rungen nach dem WindSeeG ersichtlich, die ei-
ner Eignung der Flächen entgegenstehen.  

Gemäß der Vorgabe aus § 10 Abs. 2 Nr. 2a 
i.V.m. § 48 Abs. 4 S.1 Nr. 8 WindSeeG bzw. 10 
Abs. 2 Nr. 1 i.V. m. § 5 Abs. 3 S. 1 WindSeeG 
hat in diesem Rahmen eine Interessenabwä-
gung mit sonstigen öffentlichen und privaten Be-
langen zu erfolgen. 

Als sonstige erhebliche Belange kommen vorlie-
gend in Betracht:  

 Fischerei und marine Aquakultur; 

 Natur- und Artenschutz sowie kulturelles 
Erbe, soweit nicht bereits im Rahmen der 
Prüfung der Gefährdung der Meeresumwelt 
berücksichtigt; 

 Militärische Belange, soweit nicht im Rah-
men der Prüfung der Sicherheit der Landes- 
und Bündnisverteidigung berücksichtigt; 

 Belange privater Dritter in Bezug auf sons-
tige Nutzungen (Bergbau, Kabel, Leitungen, 
benachbarte Windenergieanlagen, Touris-
mus) soweit nicht im Rahmen der Prüfung 
der Ausschlusskriterien berücksichtigt. 

Als sonstige Anforderungen nach dem Wind-
SeeG bzw. sonstiger öffentlich-rechtlicher Best-
immungen kommen zudem die Festlegungen 



40 Eignungsprüfung 

 

des FEP 2020, die Bestimmungen zum Sicher-
heits- und Gesundheitsschutz und die Bestim-
mungen zum Katastrophenschutz in Betracht. 

3.8.1 Flächenentwicklungsplan 

Der FEP wurde erstmals am 28.06.2019 öffent-
lich bekannt gemacht (FEP 2019). Durch die Än-
derung des WindSeeG vom 10.12.2020, mit der 
der Ausbaupfad für die Windenergie auf See auf 
20 GW bis 2030 angehoben wurde, war die Fort-

schreibung und Änderung des FEP 2019 erfor-
derlich. Am 18.12.2020 wurde die erste Fort-
schreibung des FEP veröffentlicht (FEP 2020). 
Der FEP ist für Planfeststellungs- und Genehmi-
gungsverfahren u. a. für die Zulassung der Er-
richtung und des Betriebs von Windenergieanla-
gen auf See auf den hier geprüften Flächen ver-
bindlich. 

Der FEP 2020 legt zum einen Gebiete mit Flä-
chen und die zeitliche Reihenfolge fest, in der die 
festgelegten Flächen zur Ausschreibung kom-
men sollen, einschließlich der Benennung der je-
weiligen Kalenderjahre und des Quartals im je-
weiligen Kalenderjahr, § 5 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 
WindSeeG. Diese Festlegungen bilden den 
Rahmen für die gegenständliche Prüfung. 

Zudem wird im FEP die auf den festgelegten Flä-
chen voraussichtlich zu installierende Leistung 
bestimmt, § 5 Abs. 1 Nr. 5 WindSeeG. Diese vo-
raussichtlich zu installierende Leistung ist im 
Rahmen der Voruntersuchung zu konkretisieren 
und als Ergebnis der Eignungsprüfung festzu-
stellen. Zur Prüfung der zu installierenden Leis-
tung wird auf Kapitel 1 verwiesen. In Bezug auf 
die zu installierende Leistung sieht das Wind-
SeeG eine Prüfung der explizit vorläufigen Fest-
legungen des FEP im Rahmen der Eignungsprü-
fung vor.  

Weitere Festlegungen des FEP beziehen sich 
auf Trassen für Kabelsysteme und Standorte für 
Plattformen, § 5 Abs. 1 Nr. 6 bis 10 WindSeeG, 
sowie standardisierte Technikgrundsätze und 
Planungsgrundsätze. Der Zuschnitt der Flächen 

im FEP 2020 berücksichtigt bereits einen Groß-
teil der räumlichen Festlegungen und Planungs-
grundsätze. Etwa wurden die in Planungsgrund-
sätzen festgelegten Abstände zwischen Trassen 
oder Standorten und Anlagen des auf der Fläche 
zu errichtenden Windparks bereits bei deren Zu-
schnitt berücksichtigt. Dies ist jedoch nicht in je-
dem Fall möglich bzw. ergeben sich aufgrund 
des Planungsmaßstabs des FEP 2020 von 
1:400.000 Ungenauigkeiten, die erst im Rahmen 
der Feinplanung auf Ebene der jeweiligen Plan-
feststellungsverfahren abschließend geklärt 
werden können.  

Um insofern sicherzustellen, dass die Anforde-
rungen des FEP 2020 einer Eignung der Fläche 
nicht entgegenstehen, sind insbesondere die fol-
genden Maßnahmen, die sich auf Planungs-
grundsätze des FEP beziehen, erforderlich und 
werden vorgegeben:  

 Freihalten von Flugkorridoren; 

 Berücksichtigung eines Schutzbereichs um 
Kabel oder Rohrleitungen Dritter von regel-
mäßig 500 m; 

 Vermeidung von Kreuzungen mit Kabeln o-
der Rohrleitungen Dritter; 

 Abstand zu Windenergieanlagen benach-
barter Flächen von mindestens dem Fünffa-
chen des jeweils größeren Rotordurchmes-
sers. 

3.8.2 Sicherheits- und Gesundheits-
schutz/ Katastrophenschutz 

Der Sicherheits- und Gesundheitsschutz aller in 
dem späteren Offshore-Windpark tätigen Perso-
nen ist ein sonstiger überwiegender öffentlicher 
Belang i. S. d. § 10 Absatz 2 Nummer 1 i. V. m. 
§ 5 Absatz 3 Satz 1 WindSeeG, die Vorschriften 
zu Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit sind 
sonstige öffentlich-rechtliche Bestimmungen i. 
S. d. § 10 Absatz 2 Nummer 2a i. V. m. § 48 Ab-
satz 4 Satz 1 Nummer 8 WindSeeG. Eine Eig-
nung der Fläche für die Errichtung und den Be-
trieb eines Offshore-Windparks ist daher nur ge-
geben, wenn die Einhaltung der Anforderungen 
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des Sicherheits- und Gesundheitsschutzes ge-
währleistet ist. 

Auf See ist dies grundsätzlich darüber gewähr-
leistet, dass auch dort für Arbeitgeber das Ar-
beitsschutzgesetz (ArbSchG) gilt, § 1 Abs. 1 
S. 2 ArbSchG. Der Träger eines Vorhabens ist 
allerdings nicht immer zugleich Arbeitgeber für 
die dort während des Baus und Betriebs tätigen 
Personen. Für den Träger des Vorhabens ist da-
her die Vorgabe eigenständiger Pflichten erfor-
derlich, die bereits bei Planung und Ausführung 
der Anlagen ansetzen müssen. Solche Pflichten 
sind unter anderem:  

 Die Einhaltung der deutschen Vorschriften 
zu Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 
der Arbeit allgemein, angesichts der besonde-
ren Umgebungsbedingungen der Anlagen unter 
besonderer Berücksichtigung spezifischer 
Belange und 

 die Konzeption und Umsetzung von Maß-
nahmen zu Flucht und Rettung sowie zum 
Brand- und Explosionsschutz. 

Entsprechende Vorgaben wurden in den Entwurf 
der Eignungsfeststellung aufgenommen (§§ 29 
bis 33). Ergänzend wird auf die Begründung die-
ser Vorgaben im Entwurf der Eignungsfeststel-
lung verwiesen. 

3.8.3 Fischerei und marine Aquakul-
tur 

Wie in den Umweltberichten festgestellt, werden 
die Flächen N-3.5, N-3.6 und N-7.2 zum heuti-
gen Zeitpunkt für die Fischerei genutzt. Mit der 
Errichtung und dem Betrieb von Anlagen auf den 
Flächen, sowohl von Windenergieanlagen bzw. 
Plattformen als auch durch die parkinterne Ver-
kabelung, werden für bestimmte Arten der Fi-
scherei schon allein zum Schutz der Integrität 
der Anlagen Einschränkungen des potenziellen 
Betätigungsfelds verbunden sein.  

Für Windpark-Flächen wird regelmäßig mit Be-
ginn der Bauphase eine Sicherheitszone einge-
richtet, diese wird während des Betriebs auf-
rechterhalten. Dort ist der Einsatz von Angeln, 

Grundschleppnetzen, Treibnetzen oder ähnli-
chen Geräten sowie das Ankern innerhalb der 
Sicherheitszone grundsätzlich untersagt. Die 
GDWS erlässt für die Sicherheitszonen eine Be-
fahrensregelung, die das Befahren der Sicher-
heitszone regelmäßig während der Bauphase 
ausschließt. Für die Betriebsphase prüft und re-
gelt die GDWS, ob und inwieweit das Befahren 
von Fahrzeugen mit einer maximalen Rumpf-
länge von 24 m zugelassen werden kann. Hie-
raus ergeben sich Beschränkungen für die Aus-
übung von Fischerei. Durch diese Einschränkun-
gen ist die Fischerei als privater Belang als auch 
im Hinblick auf die Versorgungssicherheit der 
Bevölkerung als öffentlicher Belang regelmäßig 
betroffen. 

Es liegen jedoch keine Informationen vor, die da-
rauf schließen lassen, dass diese Einschrän-
kung der Fischerei durch die Errichtung und den 
Betrieb von Windenergieanlagen auf der Fläche 
die Versorgungssicherheit der Bevölkerung als 
öffentlichen Belang beeinträchtigt.  

In der Vergangenheit haben Fischereiverbände 
darauf hingewiesen, dass durch die von Wind-
energieanlagen auf See verursachten Ein-
schränkungen für die Fischerei eine Beeinträch-
tigung ihres wirtschaftlichen und damit privaten 
Interesses gegeben sei. Inwieweit die Fischerei 
auf den jeweiligen Flächen in ihrer Ausübung 
eingeschränkt sein wird, kann im Einzelnen zum 
jetzigen Zeitpunkt noch nicht abschließend be-
wertet werden und ist im Rahmen des Planfest-
stellungsverfahrens zu prüfen. Die Flächen sind 
der Fischerei nicht zur Nutzung zugewiesen. Es 
ist jedenfalls nicht ersichtlich, dass durch die 
mögliche Einschränkung der Fischerei oder der 
marinen Aquakultur die Eignung der Flächen  
N-3.5, N-3.6 oder N-7.2 in Frage stünde bzw. 
diesbezüglich bereits im Rahmen der Eignungs-
feststellung Maßnahmen anzuordnen wären. 

Die Eignungsprüfung trifft keine Vorfestlegungen 
hinsichtlich der Fischerei. Regelungen ange-
sichts der konkreten Projektparameter bleiben 
dem Planfeststellungsverfahren vorbehalten. So 
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ist zwar generell eine Sicherheitszone um einen 
Offshore-Windpark einzurichten, dies führt aber 
nicht zwingend zum Ausschluss jeglicher Fi-
scherei innerhalb dieser. Passive Fischerei mit 
Reusen und Körben in bestimmten Bereichen 
von Sicherheitszonen könnte möglich sein, so-
weit die Integrität der Anlagen dadurch nicht be-
einträchtigt wird.  

Im Ergebnis der strategischen Umweltprüfung 
wurde keine signifikante Beeinträchtigung von 
Laich- und Aufwuchsgebieten durch eine Bebau-
ung der Flächen gesehen. 

3.8.4 Natur-/ Artenschutz /und kultu-
relles Erbe und Tourismus 

Die Belange des Natur- und Artenschutzes, die 
Belange des kulturellen Erbes sowie die Be-
lange des Tourismus wurden bereits im Rahmen 
der Strategischen Umweltprüfung untersucht. 
Erhebliche Auswirkungen auf diese Belange 
wurden – teilweise unter der Voraussetzung der 
Aufnahme von Vorgaben – verneint.  

So liegen in Bezug auf das kulturelle Erbe in den 
Flächen N-3.5 und N-3.6 keine Hinweise auf 
Wracks oder andere schützenswerte Kulturgüter 
vor. In und neben der Fläche N-7.2 ist hingegen 
jeweils ein Schiffswrack bekannt. Zu Kulturgü-
tern wurden Vorgaben aufgenommen. 

Für den Tourismus wurde festgestellt, dass die 
Flächen wegen ihrer Entfernung zu den Küsten 
und Inseln und wegen der Vorbelastungen durch 
vorhandene Windparks bereits jetzt keine her-
ausragende Bedeutung haben. bzw. die Nut-
zung durch die Errichtung nicht wesentlich ein-
geschränkt wird.  

Zum Schutz der Schweinswale wurden wiede-
rum Vorgaben aufgenommen.  

Auf die Ausführungen in den Umweltberichten, 
im Kapitel 3.2 sowie in den Begründungen zu 

                                                

27 Flugfläche 055 entspricht der auf 1013,25 hPa bezoge-
nen barometrischen Höhe von 5500 Fuß (1676,40 Meter). 

den schutzgutbezogenen Vorgaben wird verwie-
sen. 

3.8.5 Internationale militärische Be-
lange 

 Flächen N-3.5 und N-3.6 

Für die Flächen N-3.5 und N-3.6 erscheinen in-
ternationale militärische Belange nicht berührt. 
Hinsichtlich des grenzübergreifenden, zusam-
mengezogenen Gefahrgebiets EUC SEA 1 wird 
auf die Ausführungen in den Kapiteln 3.4.1 und 
3.4.2 verwiesen. 

 Fläche N-7.2 

Die Fläche liegt vollständig unterhalb des nieder-
ländischen Gefahrengebiets EH-D05 sowie des 
grenzübergreifenden, zusammengezogenen 
Gefahrgebiets EUC SEA 1. Dieses Übungsge-
biet wird ab der Flugfläche 05527 genutzt, inter-
nationale militärische Belange sind daher trotz 
der Überschneidung nicht betroffen. Durch den 
Bau und den Betrieb von Windenergieanlagen 
auf der Fläche kommt es insofern nicht zu einer 
erheblichen Beeinträchtigung dieser militäri-
schen Übungsgebiete.  

Von einer Eignung der Fläche N-7.2 im Hinblick 
auf internationale militärische Belange kann so-
mit ausgegangen werden unter der Maßgabe, 
dass 

 die auf der Fläche errichteten Anlagen 
an geeigneten Standorten mit Sonar-
transpondern gekennzeichet werden 
und 

 der Einsatz von akustischen, optischen, 
optronischen, magnetsensorischen, 
elektrischen, elektronischen, elektro-
magnetischen oder seismischen Unter-
wasser-Messgeräten dem Marinekom-
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mando rechtzeitig im Vorhinein ange-
zeigt wird (§ 28 Entwurf der Eignungs-
feststellung). 

3.8.6 Kein Entgegenstehen überwie-
gender privater Belange  

Es sind keine überwiegenden privaten Belange 
ersichtlich, die der Eignung der Flächen N-3.5,  
N 3.6 oder N-7.2 entgegenstehen. 

Als private Rechte, die generell durch die Errich-
tung und den Betrieb von Windenergieanlagen 
beeinträchtigt sein können, kommen das Privat-
eigentum an den errichteten und verlegten Anla-
gen oder das Recht am eingerichteten und aus-
geübten Gewerbebetrieb in Betracht.28 Dabei 
wäre eine Eignung nicht schon dann abzu-
lehnen, wenn Belange privater Dritter überhaupt 
betroffen wären. Vielmehr müssen die Belange 
gegenüber dem Interesse an der Feststellung 
der Eignung, damit an der Errichtung und dem 
Betrieb eines Offshore-Windparks auf der Flä-
che überwiegen. 

 Sonstige bergrechtliche Aktivitä-
ten  

Während als „vorrangige bergrechtliche Aktivi-
tät“ entsprechend Kapitel 3.5 nur eine tatsäch-
lich genutzte Zulassung zum Abbau von Roh-
stoffen an einer bestimmten Stelle zu werten ist, 
können auf einer Fläche auch andere, dem tat-
sächlichen Abbau vorgelagerte Aktivitäten ge-
plant oder zugelassen sein, etwa Aufsuchungs-
erlaubnisse oder Bewilligungen der zuständigen 

Behörde. Liegen entsprechende Aktivitäten bzw. 
deren Planungen vor, sind diese entsprechend 
§ 10 Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. § 5 Abs. 3 S. 1 Wind-
SeeG als privater Belang daraufhin zu prüfen, ob 
sie einer Eignung der Fläche entgegenstehen. 

Für die Flächen N-3.5, N-3.6 und die Fläche N-
7.2 liegen derzeit keine Informationen zu nicht-
vorrangigen bergrechtlichen Aktivitäten vor.   

 Benachbarte Offshore-Windpark-
vorhaben 

Überwiegende Belange der jeweils benachbar-
ten Offshore-Windparks, die gegen eine Eig-
nung sprechen, sind nicht ersichtlich. 

Etwaigen Beeinträchtigungen der Standsicher-
heit (bei der es sich auch eher um einen öffentli-
chen Belang handelt) wird durch die Vorgabe 
von Mindestabständen zu den Windenergieanla-
gen benachbarter Vorhaben vorgebeugt (§ 35 
Entwurf der Eignungsfeststellung).  

Relevante Ertragseinbußen durch Nachlaufef-
fekte sind für die zu prüfenden Flächen ebenfalls 
nicht zu erwarten und würden zudem keinen Ein-
griff in das Recht am eingerichteten und ausge-
übten Gewerbebetrieb darstellen. Die dafür er-
forderliche Betriebsbezogenheit umfasst nur un-
mittelbare Eingriffe, die sich gegen den Betrieb 
als solchen richten und nicht nur vom Betrieb 
ohne weiteres ablösbare Rechte oder Rechtsgü-
ter betreffen.29 Reine Vermögensschäden wären 
davon nicht erfasst.

  

                                                

28 Schmälter in Theobald/ Kühling, § 5 SeeAnlV, Rn. 62. 

 

29 BGHZ 29, 65, 74. 
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4 Bestimmung der zu instal-
lierenden Leistung 

Für jede Fläche, deren Eignungsprüfung ergibt, 
dass sie zur Ausschreibung geeignet ist, ist nach 
§ 12 Abs. 5 S. 1 WindSeeG für die spätere Aus-
schreibung durch die BNetzA die zu installie-
rende Leistung auf der Fläche durch Rechtsver-
ordnung festzustellen.  

Hierfür ist im Rahmen der Eignungsprüfung von 
Flächen eine Gesamtschau vorzunehmen und 
die im FEP festgelegte voraussichtlich zu instal-
lierende Leistung zu konkretisieren30. Die Be-
stimmung der zu installierenden Leistung hat 
insbesondere die nach dem FEP auf der Fläche 
voraussichtlich zu installierende Leistung als we-
sentliches Element der Ausbausteuerung zu be-
rücksichtigen. Weiter soll auch das Zusammen-
spiel zwischen der für die Anbindung der Fläche 
vorgesehenen Offshore-Anbindungsleitung, der 
zu installierenden oder schon installierten Leis-
tung auf anderen Flächen (v. a. solcher, die über 
dieselbe Sammelanbindung angeschlossen 
werden sollen) und den gleichmäßigen Ausbau 
der Nutzung der Windenergie auf See berück-
sichtigt werden. Der Stand von Wissenschaft 
und Technik zum möglichen Umfang der instal-
lierten Leistung auf Flächen ist zu berücksichti-
gen, wobei wesentlicher Indikator die zum Zeit-
punkt der Eignungsfeststellung tatsächlich reali-
sierten Bauvorhaben sind. Gleichzeitig sollen 
aber auch mögliche Erweiterungen durch den 
bis zur Errichtung noch zu erwartenden techni-
schen Fortschritt einkalkuliert werden. 

 Fläche N-3.5 

Im Rahmen der Fortschreibung des FEP 2020 
wurde für die Fläche N-3.5 ein Leistungspoten-
zial von etwa 420 Megawatt (MW) ermittelt. 

                                                

30 BT-DRS. 18/8860 vom 21. Juni 2016, Gesetzentwurf der 
Fraktionen der CDU/CSU und SPD, Entwurf eines Geset-

Im Rahmen der Eignungsprüfung haben sich für 
die Fläche N-3.5 keine Änderungen gegenüber 
dem FEP 2020 ergeben, die eine Anpassung 
der zu installierenden Leistung ermöglichen oder 
erfordern. Für die Fläche N-3.5 wird eine zu in-
stallierende Leistung von 420 MW bestimmt.  

 Fläche N-3.6 

Im Rahmen der Fortschreibung des FEP 2020 
wurde für die Fläche N-3.6 ein Leistungspoten-
zial von etwa 480 MW ermittelt.  

Im Rahmen der Eignungsprüfung haben sich für 
die Fläche N-3.6 keine Änderungen gegenüber 
dem FEP 2020 ergeben, die eine Anpassung 
der zu installierenden Leistung erfordern. Für die 
Fläche N-3.6 wird eine zu installierende Leistung 
von 480 MW bestimmt.  

 Fläche N-7.2 
Im FEP 2020 wurde die voraussichtlich auf der 
Fläche N-7.2 zu installierende Leistung gegen-
über dem für die Fläche ermittelten Leistungspo-
tenzial von etwa 1.050 MW auf 930 MW redu-
ziert.  

Als begrenzende Rahmenbedingung ist nach 
der Begründung des FEP 2020 die Übertra-
gungskapazität der Gleichstrom-Anbindungslei-
tung NOR-7-2 und die aktuell verfügbare An-
schlusskapazität am Netzverknüpfungspunkt 
Büttel zu berücksichtigen.  

Gemäß Stellungnahme der ÜNB zum FEP 2020 
vom 20.07.2020 sei eine Erhöhung der Übertra-
gungskapazität des entsprechenden Netzanbin-
dungssystems NOR-7-2 technisch möglicher-
weise zu gewährleisten, jedoch würden die er-
forderlichen Anpassungen eine fristgerechte 
Fertigstellung des Netzanbindungssystems im 
Jahr 2027 voraussichtlich gefährden.  

zes zur Einführung von Ausschreibungen für Strom aus er-
neuerbaren Energien und zu weiteren Änderungen des 
Rechts der erneuerbaren Energien, S. 283. 
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Nach der Stellungnahme der ÜNB würde dar-
über hinaus durch eine Erhöhung der insgesamt 
am Netzverknüpfungspunkt Büttel angeschlos-
senen Erzeugungskapazität von mehr als 3 GW 
das sogenannte UCTE-Kriterium (Regelwerk der 
Entso-E policy 1) verletzt. Für den Anschluss 
von mehr als 3 GW Erzeugungs-leistung wären 
bauliche Maßnahmen zur Trennung der Netzan-
schlüsse erforderlich, welche am Standort Büttel 
aufgrund der vorhandenen Platzverhältnisse 
nicht umsetzbar erscheinen. 

Angesichts der erforderlichen Maßnahmen ist 
eine rechtzeitige Fertigstellung der Anbindungs-
leitung NOR-7-2 zum Anschluss der Fläche N-
7.2 nur bei einer max. Kapazität von 930 MW zu 
gewährleisten. Die Verfügbarkeit eines alternati-
ven Netzverknüpfungspunkt ist zu diesem Zeit-
punkt ebenfalls nicht gegeben. 

Das in der Fläche N-7.2 befindliche Wrack erfor-
dert keine weitere Reduktion der zu installieren-
den Leistung. Durch die erforderlichen Abstände 
zwischen den einzelnen Windenergieanlagen 
und die Reduktion des zu installierenden Leis-
tung auf 930 MW aufgrund der begrenzten Ka-
pazität der Netzanbindung steht eine ausrei-
chende Fläche für die Aufstellung der Windener-
gieanlagen zur Verfügung, so dass eine weitere 
Reduktion der zu installierenden Leistung nicht 
erforderlich ist. 

Im Rahmen der Eignungsprüfung haben sich so-
mit für die Fläche N-7.2 in der Gesamtschau 
keine Änderungen gegenüber dem FEP 2020 
ergeben, die eine Anpassung der zu installieren-
den Leistung ermöglichen oder erfordern. Für 
die Fläche N-7.2 wird daher eine zu installie-
rende Leistung von 930 MW bestimmt. 
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5 Gesamtergebnis  
Die Flächen N-3.5, N-3.6 und N-7.2 sind bei Er-
füllung und Einhaltung der im Entwurf der Eig-
nungsfeststellung aufgeführten Vorgaben für die 
Errichtung und den Betrieb  

 

von Windenergieanlagen auf See und damit für 
die Ausschreibung der BNetzA in den Jahren 
2022 und 2023 mit der unter Kapitel 4 bestimm-
ten zu installierenden Leistung geeignet. 
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